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Steueroasen und »legale Steuervermeidung«: Wie kann 
größere Steuergerechtigkeit erreicht werden?

Die Steuerplanung internationaler Unternehmen, die durch geschickte Kombina tion
von Regelungen ihre Steuerbelastungen gegen null senken, und die Steuerpolitik ei-
niger Länder stehen in der öffentlichen Kritik. Johanna Hey, Universität zu Köln, ver-
weist darauf, dass es bei der Bekämpfung sog. aggressiver Steuergestaltungen so-
wohl um die Verwirklichung von Steuergerechtigkeit, also um eine gerechte Beteili-
gung aller an der Finanzierung des Staates, als auch um die Verhinderung der Ero-
sion der Steuerbasis, also um die Sicherung des jeweiligen nationalen Steuerauf-
kommens, geht. Die Fragen internationaler Verteilungsgerechtigkeit und ihre Um-
setzung in konkrete Regelungen seien schwierig zu beantworten, denn es gehe
nicht nur um die Vermeidung von Niedrig- und Nichtbesteuerung, sondern auch um
die richtige Verteilung des Aufkommens zwischen den Staaten. Auch sei das recht-
liche Instrumentarium zur Bekämpfung von Steueroasen sehr begrenzt. Um das
Problem lösen zu können, bedürfe es eines internationalen Konsenses, der gerade
auch diejenigen Staaten einbinden müsse, die derzeit Steuerminimierung ermögli-
chen. Nach Ulrich Schreiber und Fabian Pönnighaus, Universität Mannheim, lauten
die gängigen Antworten auf die Frage nach internationaler Steuergerechtigkeit,
dass die Höhe der Steuer nicht davon abhängen sollte, wo das besteuerte Einkom-
men erwirtschaftet wurde, und dass die Steuerbasis auf diejenigen Staaten verteilt
werden sollte, in denen der Steuerpflichtige wirtschaftlich tätig ist. Einen ersten An-
satzpunkt für eine international koordinierte Änderung bestehender Regeln sehen
sie in der Stärkung der Besteuerungsrechte derjenigen Staaten, in denen multina-
tionale Konzerne wirtschaftlich tätig sind, einen zweiten Ansatzpunkt in einer Stär-
kung des Besteuerungsrechts des Sitzstaates der Muttergesellschaft eines Kon-
zerns für die weltweit erzielten Gewinne. Felix Bierbrauer, Universität zu Köln, disku-
tiert den Gesichtspunkt, inwieweit Anreize zur Steuervermeidung und -hinterzie-
hung – falls ihre Bekämpfung mit so hohen Kosten verbunden ist, dass der Aufwand
sich nicht lohnt – Teil einer optimalen Steuerpolitik sein können, d.h. einer Politik, die
einen Ausgleich zwischen Effizienz- und Gerechtigkeitszielen sucht.

Die Elektromobilität tritt auf der Stelle: In den hochgelobten 
Schaufenstern ist wenig zu sehen
Ferdinand Dudenhöffer

In seinem Kommentar setzt sich Ferdinand Dudenhöffer, Universität Duisburg-Es-
sen, mit den Elektromobilitätsprojekten der Bundesregierung – den sogenannten
»Schaufenstern« für Elektromobilität – auseinander. Deutschland sollte nach dem
Regierungsprogramm zum »Leitmarkt für Elektromobilität« entwickelt werden.
Nach Ansicht von Dudenhöffer sieht die Bilanz der »Schaufenster« dünn aus, und
die Verkäufe von Elektroautos sind mit 0,15% Marktanteil in Deutschland mehr als
gering.

Regional differenzierte Regulierung und Investitionsanreize im 
Telekommunikationssektor
Nadine Fabritz und Oliver Falck

Seit einigen Jahren wird in Europa ein neuer Regulierungsansatz im Telekommuni-
kationssektor diskutiert: weg von einer nationalen Betrachtungsweise hin zu ei-
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nem subnationalen Ansatz, bei dem Gebiete mit ausgeprägtem Wettbewerb de-
reguliert werden. In den Diskussionen wurden zahlreiche Argumente mit Blick auf
das Für und Wider einer regional differenzierten Regulierung ausgetauscht. Bis-
lang gibt es jedoch noch keine empirischen Hinweise, wie sich die Wettbewerbs-
situation in den deregulierten Gebieten nach der Deregulierung weiterentwickelt.
Die Untersuchung der lokalen Deregulierung des Markts für Breitbandzugänge für
Großkunden im Vereinigten Königreich, das 2008 als erstes europäisches Land ei-
ne lokale Deregulierung eingeführt hat, zeigt, dass sich in deregulierten Gebieten
der infrastrukturbasierte Wettbewerb tendenziell positiv weiterentwickelt hat. So-
wohl der etablierte Netzbetreiber British Telecom als auch seine Wettbewerber in-
vestierten nach der Deregulierung eines Gebietes dort weiterhin vermehrt in Infra-
struktur.

Zum Einfluss von Parteiideologie auf die Staatstätigkeit in den 
US-Bundesstaaten
Niklas Potrafke, Margret Schneider und Christian Simon

Eine neue Studie zeigt den Einfluss von Parteiideologie auf Wirtschaftspolitik in
den US-Bundesstaaten auf. Demokraten haben die Staatstätigkeit ausgeweitet;
Republikaner haben sie zurückgefahren. Insbesondere haben Republikaner die
Arbeitsmärkte dereguliert. Problemlos implementiert werden können die Politik -
unterschiede aber nur, wenn es keine geteilten Mehrheitsverhältnisse zwischen
Exekutive und Legislative gibt.

Kurz zum Klima: Stadtplanung als Klimaschutzinstrument
Marc Gronwald und Jana Lippelt

Der Beitrag untersucht, inwieweit die Entscheidung, ob man in der Stadt oder auf
dem Land wohnt und welche strukturellen Eigenschaften eine Stadt hat, dazu bei-
trägt, den Pro-Kopf-Ausstoß an schädlichen Treibhausgasen – insbesondere
CO2 – zu reduzieren. 

ifo Architektenumfrage: Geschäftsklima nahe All-Time-High
Erich Gluch

Das Geschäftsklima bei den freischaffenden Architekten in Deutschland hat sich
zu Beginn des zweiten Quartals 2013 spürbar verbessert. Das ergab die viertel-
jährliche Architektenumfrage des ifo Instituts. Es ist so gut wie zu Beginn der
1990er Jahre – also der Zeit des Wiedervereinigungsbooms. Auch der Auftrags-
bestand bei den befragten Architekten hat sich weiter erhöht. Zu Beginn des zwei-
ten Quartals 2013 betrugen ihre Auftragspolster im Durchschnitt 6,2 Monate. Da-
mit wurde wieder das Niveau von vor 18 Jahren erreicht.

ifo Konjunkturtest Mai 2013 in Kürze
Klaus Wohlrabe

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands ist nach
zwei Rückgängen in Folge wieder gestiegen. Die Unternehmen sind mit ihrer ak-
tuellen Geschäftslage deutlich zufriedener als im Vormonat. Der Ausblick auf den
weiteren Geschäftsverlauf ist unverändert leicht positiv. Die deutsche Konjunktur
behauptet sich in einem schwierigen europäischen Umfeld.

Im Blickpunkt
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Begrenztes rechtliches 
Instrumentarium gegen 
aggressive Steuerplanung

Die Debatte um die Bekämpfung inter-
nationaler Steuergestaltungen wird zwar
mit großer Schärfe geführt, sie leidet aber
an erheblichen Unschärfen, dies betrifft
die Phänomene, um deren Bekämpfung
es geht, ebenso wie die Ziele und das zur
Verfügung stehende Instrumentarium. 

Auslöser der aktuellen BEPS-Debatte (vgl.
OECD 2012) ist die zum Teil gegen null
tendierende Steuerbelastung der Aus-
landsgewinne einiger Großkonzerne, wo-
bei es sich ganz überwiegend um US-
amerikanische Unternehmen der IT-Bran-
che handelt. Dass Unternehmen durch
geschickte Kombination von Regelungen
unterschiedlicher Steuerjurisdiktionen in-
ternationale Steuergestaltung betreiben,
ist zwar kein neues Phänomen, es erhält
aber aufgrund der Globalisierung und der
Mobilität der Geschäftsstrukturen von
hauptsächlich Know-how-basierten Un-
ternehmen eine neue Dimension. Auch
aufgrund der wirtschaftlichen Macht der
beteiligten Unternehmen geht die Diskus-
sion über das rein Steuertechnische hin -
aus und erhält eine wirtschafts- und ge-
sellschaftspolitische Dimension.

Was ist Steuergerechtigkeit im 
internationalen Kontext?

Politisch wird hervorgehoben, es gehe bei
der Bekämpfung aggressiver Steuerge-
staltungen um die Verwirklichung von
Steuergerechtigkeit, um eine gerechte Be-
teiligung aller an der Finanzierung des
Staates. Die Abwehr ungerechtfertigter
Steuer- und Wettbewerbsvorteile mag 
eine Triebfeder der aktuellen Debatte sein.
Genauso gewichtig dürfte aber das Inte-
resse sein, die Erosion der Steuerbasis zu

verhindern, um das jeweilige nationale
Steueraufkommen zu sichern. Dieses
– ohne Zweifel berechtigte – Fiskalinteres-
se ist von Fragen der Steuergerechtig-
keit zunächst zu trennen.

Steuergerechtigkeit berührt im internatio-
nalen Kontext sowohl die Individual-
ebene, das Verhältnis Staat – Bürger, als
auch die zwischenstaatliche Ebene. Aus
der Sicht der Steuerpflichtigen geht es zu-
nächst um die tradierte und bis heute nicht
beigelegte Kontroverse zwischen Weltein-
kommens- und Territorialitäts-/Quellen-
prinzip. Welches Steuerniveau soll im Er-
gebnis Anwendung finden, das des An-
sässigkeits- oder das des Quellenstaa-
tes? Diese Frage hängt mit der Vergleichs-
gruppenbildung zusammen. Wird auf die
Vergleichsgruppe der Wettbewerber im
Quellenstaat abgestellt, muss die dortige
Besteuerung abschließend sein. Voraus-
setzung ist freilich, dass der Quellenstaat
keine steuerlichen Sonderangebote für
ausländische Investoren anbietet und
dass der relevante Wettbewerb tatsäch-
lich im Quellenstaat stattfindet. Genau hier
liegt das Problem der Einschaltung von
Steueroasen. Es ist die Verschiebung des
Gewinns vom Ort seiner Erwirtschaftung
in günstigere Steuerjurisdiktionen, die den
Vorwurf begründet, die Steuerplanung sei
»aggressiv«, zwar legal, aber illegitim. 

Dem Welteinkommensprinzip wird zugu-
tegehalten, dass es die Verwirklichung von
Steuergerechtigkeit als Besteuerung nach
der finanziellen Leistungsfähigkeit unter
Berücksichtigung der individuellen Ver-
hältnisse des Steuerpflichtigen erlaubt.
Ungerechtfertigte Steuervorteile können
vermieden werden, wenn unabhängig
vom Ort der Erwirtschaftung stets (min-
destens) das Steuerniveau des Ansässig-
keitsstaates zur Anwendung kommt. Al-
lerdings erleidet das Welteinkommens -
prinzip eine empfindliche Störung durch
die Abschirmwirkung juristischer Perso-
nen, die es ermöglicht, die Besteuerung

Wie kann größere Steuergerechtigkeit erreicht werden?
Steueroasen und »legale Steuervermeidung«: 

Johanna Hey*

Die Steuerplanung internationaler Unternehmen, die durch geschickte Kombination von Regelungen

ihre Steuerbelastungen gegen null senken, und die Steuerpolitik einiger Länder stehen in der öffent-

lichen Kritik. Mit welchem Instrumentarium kann größere Steuergerechtigkeit erreicht werden?

* Prof. Dr. Johanna Hey ist Direktorin des Instituts für
Steuerecht an der Universität zu Köln.
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des Ansässigkeitsstaates bis zur tatsächlichen Repatri-
ierung des Gewinns hinauszuzögern. Eine scharfe Hinzu-
rechnungsbesteuerung würde das Steueroasenproblem –
Informationsdefizite beiseitegelassen – ziemlich schnell lö-
sen, trifft aber in der Europäischen Union auf die rechtli-
chen Hürden der Grundfreiheiten, solange im rein nationa-
len Fall am Trennungsprinzip festgehalten wird. 

Noch schwieriger zu beantworten und in konkrete Regeln
umzusetzen, sind die Fragen internationaler Verteilungsge-
rechtigkeit. Denn es geht nicht nur um die Vermeidung von
Niedrig- und Nichtbesteuerung, sondern auch um die rich-
tige Verteilung des Aufkommens. Welcher Staat soll welches
Aufkommen bekommen? Das zugrunde liegende Gerech-
tigkeitsprinzip ist das Äquivalenzprinzip, das sowohl durch
die unilaterale Auswahl der Anknüpfungspunkte als auch
durch die doppelbesteuerungsrechtliche Zuweisung von Be-
steuerungsrechten konkretisiert wird. Die Frage nach einer
gerechten Aufteilung des Steuersubstrats, ausgehend von
den staatlichen Erfolgsbeiträgen zu seiner Erwirtschaftung,
ist schwer zu beantworten, zumal hier Gerechtigkeitsfra-
gen mit Praktikabilitätsüberlegungen konkurrieren. Man kann
sich auf den Standpunkt stellen, dass ein Staat, in dem oh-
ne Begründung einer Betriebsstätte lediglich Dienstleistun-
gen und Waren angeboten werden, bereits über die Um-
satzsteuer ausreichend für die Bereitstellung der diese wirt-
schaftliche Tätigkeit ermöglichenden Infrastruktur entschä-
digt wird. Blendet man die Verbrauchsort abhängige Um-
satzsteuer aus, stellt sich indes die Frage, ob die Schwelle
der Betriebsstätte als sachlicher Anknüpfungspunkt für die
Besteuerung durch den Quellenstaat nach wie vor sachge-
recht ist. Andererseits zeigt das Problem der Funktionsver-
lagerung und des grenzüberschreitenden Know-how-Tans-
fers, dass eine auch nur annähernd exakte Zuordnung des
Steueraufkommens zu sämtlichen Staaten, die hierzu Er-
folgsbeiträge geleistet haben, und deren Abrechnung
schlichtweg nicht möglich ist.

Rechtliche Maßstäbe, anhand derer sich die Wahl der Me-
thoden und die Zuteilung der Besteuerungsrechte entschei-
den ließen, stehen nicht zur Verfügung. Der EuGH arbeitet
zwar mit der Figur der Wahrung der Ausgewogenheit der
Verteilung der Besteuerungsrechte, verhindert damit aber
nur das Auseinanderfallen der Zuordnung von Ertrag und
Aufwand. Die eigentliche Aufteilung der Besteuerungsrech-
te liegt dagegen weiterhin in der nationalen Zuständigkeit
und unterliegt keiner grundfreiheitlichen Kontrolle. Sie ist da-
mit in erster Linie Verhandlungsache im Rahmen der Dop-
pelbesteuerungsabkommen.

Steueroasen

Ebenso vielgestaltig wie die zur Steuerminderung einge-
setzten Gestaltungen der Unternehmen sind die Vergüns-

tigungsregime der Staaten, die durch Förderung legaler
(z.B. Bermudas, Irland, Luxemburg, Niederlande) oder il-
legaler (Schweiz) Praktiken, Steuerminimierung ermögli-
chen. Steueroasen finden sich keineswegs nur auf karibi-
schen Inseln, auf denen das Steuerniveau insgesamt ge-
gen null tendiert. Auch Staaten mit durchschnittlichem all-
gemeinem Steuerniveau bieten Sonderregime an, man den-
ke etwa an die dem internationalen Wettbewerb geschul-
dete Tonnagebesteuerung des § 5a EStG oder das sog.
IPBox-Regime in Luxemburg. Letztlich hat jede Sonderre-
gel, die darauf gerichtet ist, mobile Steuerquellen zu attra-
hieren, Oasencharakter. 

Die Besonderheit der Einschaltung von Steueroasen liegt
darin, dass das Steuerniveau an der Einkunftsquelle künst-
lich niedrig gehalten wird. Das Einkommen wird regelmäßig
nicht in der Steueroase erwirtschaftet, sondern aus den Quel-
lenstaaten abgesogen und in die Sicherheit der niedrigen
Oasenbesteuerung gebracht. Es gelingt dem Oasenstaaten
damit zwar nicht, Unternehmen und Arbeitsplätze zu attra-
hieren. Gerade deshalb rechnet sich die Oasenstrategie aber
auch dann, wenn nur ein geringes Steueraufkommen im Oa-
senstaat hängen bleibt. Denn die Kosten des Oasenstaa-
tes sind – sieht man vom weltpolitischen Imageverlust ab –
ebenfalls gering. 

Vorrangig ein politisches Problem 

Um des Problems wirklich Herr zu werden, bedürfte es ei-
nes internationalen Konsenses, der gerade auch diejeni-
gen Staaten einbinden müsste, die derzeit Steuerminimie-
rung durch präferentielle Steuerregime oder bewusste Lü-
cken ermöglichen. Ein solcher ist allerdings nicht in Sicht.
Gegenüber kleineren Staaten mag politischer Druck die Ein-
sicht befördern, die Beggar-my-neighbour-Politik aufzuge-
ben. Aber es sind gerade die USA, die durch seit langem
bekannte Lücken in ihrer Hinzurechnungsbesteuerung für
US-Konzerne Anreize zur Minimierung der Steuerbelastung
der nicht in den USA erwirtschafteten Gewinne setzen und
die hiervon wohl nur im nationalen Interesse, nicht aber im
Interesse der Quellenstaaten, die um ihr Aufkommen ge-
bracht werden, ablassen werden. Bemerkenswert ist, dass
noch nicht einmal innerhalb der Europäischen Union ein
Grundkonsens zum Thema harmful tax competition be-
steht. Es sind europäische Nachbarstaaten (Double Irish
with a Dutch Sandwich), die wesentlich mit dazu beitragen,
dass in Europa erwirtschaftete Gewinne verlagert werden
können.

Das rechtliche Instrumentarium

Das rechtliche Instrumentarium zur Bekämpfung von Steu-
eroasen ist sehr begrenzt. Zur Verfügung stehen grund-
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sätzlich zwar das nationale Recht, das Europarecht und
das Völkerrecht, gerade letzterem fehlt jedoch im Bereich
der direkten Steuern ein wirksames Instrumentarium ge-
gen Wettbewerbsverzerrungen. Das Welthandelsrecht ent-
faltet sich in erster Linie bei den Zöllen und fiskalischen Aus-
fuhrvergünstigungen, hat aber bisher keine Bedeutung bei
der Bekämpfung ertragsteuerlicher Wettbewerbsverzerrun-
gen gespielt. 

Auf europäischer Ebene existiert dagegen durchaus ein
rechtliches Instrumentarium zur Bekämpfung von Steuer-
oasen und ungerechtem Steuerwettbewerb. Die EU-Kom-
mission ist des Problems schon seit langem gewahr. Ein
erster Versuch der Eindämmung wurde mit dem – aller-
dings unverbindlichen – Verhaltenskodex zur Bekämpfung
schädlichen Steuerwettbewerbs vom 1. Dezember 1997
unternommen. Rechtlich ließe sich das Phänomen der steu-
erlichen Sonderangebote grundsätzlich auch mit dem Bei-
hilferecht bekämpfen. Allerdings versagt das Beihilfever-
bot gegenüber einem allgemein niedrigen Steuerniveau,
etwa dem in Irland geltenden Körperschaftsteuersatz von
12,5%, weil ein niedriger allgemeiner Körperschaftsteuer-
satz nicht, wie von der einschlägigen Vorschrift des Art.
107 Abs. 1 AEUV gefordert, »selektiv« einzelne Unterneh-
men oder Unternehmenszweige begünstigt. Gegen nied-
rige allgemeine Steuersätze kann, selbst wenn sie »künst-
lich« sind, weil sie nicht ausreichen, um die staatlichen Aus-
gaben zu finanzieren oder zu einer Verzerrung der natio-
nalen Steuerstruktur führen, nichts unternommen werden.
Beihilferechtliche Grenzen setzt das Europarecht lediglich
der Ausweisung steuerlicher Sonderzonen innerhalb eines
Mitgliedstaates, soweit diese aus dem Zentralhaushalt sub-
ventioniert werden. Diese Restriktion lässt sich aber ver-
hältnismäßig einfach umgehen. Hinzu kommt, dass auch
die Politik der EU-Kommission, Gewinnverlagerungen er-
möglichende Steuerregime beihilferechtlich aufzugreifen,
selektiv anmutet. Beihilfeverfahren werden nur punktuell
angestrengt. Die Voraussetzungen, unter denen die eine
steuerliche Maßnahme als Beihilfe eingeordnet wird, die
andere nicht, sind vielfach schwer nachvollziehbar. Es
scheint, als ließe sich das Beihilferecht effektiver in Stel-
lung bringen. Hierzu können auch die Mitgliedstaaten bei-
tragen, indem sie von ihrer Befugnis zur Einleitung von Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen europäische Steueroa-
sen Gebrauch machen. Jedoch ist es bisher verpönt, sich
gegenseitig wegen steuerrechtlicher Maßnahmen zu ver-
klagen.

Im nationalen Recht gibt es zwei gegensätzliche Möglich-
keiten, auf Steueroasen zu reagieren. Der nationale Ge-
setzgeber kann sich dem Wettbewerb beugen, indem er
– innerhalb des europarechtlichen Rahmens des Beihilfe-
rechts – ebenfalls niedrige Steuersätze und präferentielle
Steuerregime anbietet, um einerseits ausländische Unter-
nehmen zu attrahieren, andererseits den Druck zur Steuer-

gestaltung für inländische Unternehmen zu reduzieren. Der
umgekehrte Weg führt in die Abwehrgesetzgebung. Quel-
lenstaaten versuchen, z.B. durch Abzugsverbote wie die
Zinsschranke – die Absaugung zu verhindern, Ansässig-
keitsstaaten – durch Swich-over-Klauseln und Hinzurech-
nungsbesteuerung – eine Hochschleusung auf ihr Steuer-
niveau zu erreichen. 

Die meisten Staaten wenden beide Wege parallel an. Ei-
nerseits ist der Trend zur Senkung der Belastung unterneh-
merischer Gewinne trotz angespannter Haushaltslage und
hoher Staatsverschuldung ungebrochen. Andererseits
boomt die Missbrauchsgesetzgebung. Die internationale
BEPS-Debatte liefert eine perfekte Begründungsvorlage.
Genau hier liegt aber eine zentrale Gefahr für die nationalen
Steuerregime. Da internationale Steuergestaltungen äußerst
vielgestaltig sind, so dass sie sich gesetzgeberisch schlecht
erfassen lassen, greifen die nationalen Gesetzgeber zu über-
schießenden Maßnahmen, die grob typisierend auch nicht
missbräuchliche Fälle erfassen, statt der Vermeidung von
Nicht- und Niedrigbesteuerung Doppelbesteuerungen ris-
kieren und aus europarechtlichen Gründen nicht auf grenz-
überschreitende Sachverhalte beschränkt werden können.
Neue Verzerrungen sind die Folge. Auch das neue EU-Pro-
jekt einer harmonisierten allgemeinen Missbrauchsklausel
wird hieran nichts ändern (vgl. EU-Kommission 2012). Eine
für alle 27 Mitgliedstaaten konsensfähige Regel wird so weit
und vage gefasst sein müssen, dass Verwerfungen infolge
unterschiedlicher Umsetzung und Anwendung durch die Mit-
gliedstaaten vorprogrammiert sind.

Wenn man erkennt, wie begrenzt die Möglichkeiten der na-
tionalen Gesetzgeber sind, gibt es, so mühsam der politi-
sche Einigungsprozess auch sein mag, zu einem konzertier-
ten Vorgehen letztlich keine Alternative. Dabei scheinen die
großen Projekte wie die formelhafte Aufteilung des Aufkom-
mens auf der Grundlage eines harmonisierten konsolidier-
ten Konzernergebnisses (CCCTB) unrealistisch (vgl. Schön
2012). Die Energie sollte auf umgrenzte Bereiche wie grenz-
überschreitende Zins- und Lizenzgebühren, einheitliche Stan-
dards für den Umgang mit Qualifikationskonflikten oder den
Betriebsstättenbegriff konzentriert werden.
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Bekämpfung der internationalen 
Gewinnverlagerung: Ansatzpunkte und
Grenzen

Die Besteuerung multinationaler Konzerne ist zum Gegen-
stand des öffentlichen Interesses geworden. Bekannte Un-
ternehmen, wie Apple, Google oder Amazon, mussten sich
vor Parlamentsausschüssen rechtfertigen, weil sie Gewin-
ne in niedrig besteuerte Konzerngesellschaften verlagern.
Diesen Unternehmen wird nicht zur Last gelegt, gegen gel-
tendes Recht verstoßen zu haben. Man wirft ihnen unfai-
re Steuerpraktiken vor (vgl. US-Senat 2013; HMRC 
Public Accounts Committee 2012). Die Finanzminister der
großen Industrienationen (vgl. OECD 2013b) und die EU
(vgl. Europäische Kommission 2012) haben sich daher zum
Ziel gesetzt, für mehr internationale Steuergerechtigkeit zu
sorgen.

Was aber heißt internationale Steuergerechtigkeit? Die gän-
gigen Antworten lauten: Die Höhe der Steuer soll nicht
davon abhängen, wo das besteuerte Einkommen erwirt-
schaftet wurde, und die Steuerbasis soll auf diejenigen
Staaten verteilt werden, in denen der Steuerpflichtige wirt-
schaftlich tätig ist. In der aktuellen Debatte geht es vor al-
lem darum, dass multinationale Konzerne dort Steuern zah-
len sollen, wo sie durch ihre wirtschaftliche Tätigkeit öffent-
liche Güter (wie Infrastruktur und Rechtssystem) in An-
spruch nehmen. Der Umstand, dass es multinationalen
Konzernen teilweise gelingt, der Gewinnbesteuerung fast
vollständig auszuweichen, hat die OECD veranlasst, die
bestehenden Regeln einer kritischen Prüfung zu unterzie-
hen (Addressing Base Erosion and Profit Shifting, BEPS,
vgl. OECD 2013a).
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Die internationale Gewinnaufteilung

Die Höhe des von einer Konzerngesellschaft in einem Staat
erzielten Gewinns wird nach dem international akzeptierten
Fremdvergleichsgrundsatz ermittelt. Der Fremdvergleichs-
grundsatz dient der fairen Aufteilung der Gewinne eines mul-
tinationalen Konzerns zwischen den Staaten (vgl. OECD
2011, Tz. 1.14). Nach diesem Grundsatz sind konzernin-
terne finanzwirtschaftliche und realwirtschaftliche Transak-
tionen steuerlich anzuerkennen, wenn diese wie unter frem-
den Dritten abgewickelt werden. Die Verrechnungspreise
konzerninterner Transaktionen müssen folglich marktüblich
sein. Marktpreise für konzerninterne Transaktionen mit fir-
menspezifischen Gütern sind aber nicht direkt beobachtbar.
Sie müssen geschätzt werden. Die OECD will steuerliche
Verrechnungspreise für einzelne Transaktionen aufgrund aus-
geübter Funktionen und übernommener Risiken bestimmen.
Dies ist nur schwer möglich, da Vergleichsdaten in aller Re-
gel allenfalls für ganze Unternehmen oder Geschäftsberei-
che vorliegen. 

Es überrascht deswegen nicht, dass multinationale Un-
ternehmen in der Lage sind, Spielräume zur internationa-
len Gewinnverlagerung zu nutzen. Das Ausmaß der inter-
nationalen Gewinnverlagerung deutscher Unternehmen ist
zwar umstritten.1 Es gibt aber empirische Evidenz dafür,
dass vor allem die konzerninterne Fremdfinanzierung (vgl.
Desai, Foley und Hines 2004; Feld, Heckemeyer und Over-
esch 2013) sowie die Verlagerung und Lizenzierung von
immateriellen Wirtschaftsgütern in Niedrigsteuerstaaten
(vgl. Dischinger und Riedel 2011; Mutti und Grubert 2009)
betroffen sind. In letzter Zeit sind zudem einzelne Unter-
nehmen (darunter Google und Apple) bekannt geworden,
deren Steuerbelastung auf ausländische Gewinne im un-
teren einstelligen Prozentbereich liegt.2 Diese Steuerbelas-
tung liegt deutlich unter jener tariflichen Belastung, wel-
cher sich die Unternehmen in den Staaten gegenüberse-
hen, in denen die Muttergesellschaft ansässig ist oder in
denen Konzerngesellschaften hauptsächlich wirtschaftlich
tätig sind. 

Die völlige oder weitgehende Vermeidung von Gewinnsteu-
ern erfordert in der Regel die Verlagerung von Gewinnen
auf Konzerngesellschaften, die in Staaten ansässig sind,
welche keine oder nur eine geringe Gewinnbesteuerung vor-
sehen. Eine Nichtbesteuerung kann sich aber auch aus den
allgemeinen Regeln des Steuerrechts ergeben (etwa Regeln

der Ansässigkeit von Kapitalgesellschaften oder Regeln zur
Klassifikation von Finanzinstrumenten). So hat beispielswei-
se die in den USA ansässige Apple Inc. Eigentumsrechte
an wertvollen Ergebnissen von Forschung und Entwicklung
auf eine irische Kapitalgesellschaft verlagert, die steuerlich
weder in den USA noch in Irland ansässig ist. Gewinne aus
der Verwertung dieser Eigentumsrechte durch die irische
Kapitalgesellschaft im Rahmen konzerninterner Transaktio-
nen unterliegen deswegen keiner Besteuerung. Zudem ist
es Apple gelungen, dem Zugriff der USA auf diese Gewin-
ne zu entgehen (vgl. US-Senat 2013, S. 17–37).

Das BEPS-Projekt der OECD

Die OECD (2013a, S. 47–48) weist in ihrem Bericht auf die
wachsende Bedeutung der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie und von immateriellen Wirtschaftsgütern
(Intellectual Property) hin. Das geltende Musterabkommen
der OECD (OECD-MA) zur Vermeidung der internationalen
Doppelbesteuerung trage diesen Entwicklungen nur unzu-
reichend Rechnung. Dies könne dazu führen, dass Gewin-
ne völlig der Besteuerung entgehen.

Die OECD identifiziert sechs zentrale Problembereiche, die
von der Erosion der Steuerbasis und von Gewinnverlage-
rungen betroffen sind. Dazu gehören hybride Gestaltun-
gen (mit deren Hilfe die Nichtbesteuerung erreicht werden
kann), die Anpassung von Regeln der Quellenbesteuerung
an die Besonderheiten der digitalen Wirtschaft, die Be-
handlung der konzerninternen Fremdfinanzierung, die Er-
mittlung von Verrechnungspreisen (insbesondere bei im-
materiellen Wirtschaftsgütern), die Verbesserung der Ef-
fektivität von Missbrauchsvorschriften (Hinzurechnungs-
besteuerung, überhöhte Fremdfinanzierung, Treaty-Shop-
ping und Directive-Shopping) sowie der Umgang mit Prä-
ferenzregimen einzelner Staaten. Der Katalog der OECD
ist lang und lässt weitgehend offen, wie im Einzelnen die
genannten Probleme gelöst werden sollen. Klar ist indes,
dass es internationaler Kooperation im Rahmen der OECD
bedarf.

Ansatzpunkte einer Reform

Ein erster Ansatzpunkt für die international koordinierte Än-
derung bestehender Regeln besteht in der Stärkung der Be-
steuerungsrechte derjenigen Staaten, in denen multinatio-
nale Konzerne wirtschaftlich tätig sind (Quellenstaaten). Da-
zu müsste die Definition der Betriebsstätte (Art. 5 OECD-
MA) erweitert werden, um Quellenstaaten insbesondere den
Zugriff auf Gewinne zu erlauben, die durch Transaktionen im
Internet mit dort ansässigen Kunden erzielt werden (vgl. 
Collin und Colin 2013). Abweichend von geltenden Rege-
lungen (Art. 12 OECD-MA) könnte Quellenstaaten, wie schon
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1 Vgl. Huizinga und Laeven (2008, 1180); DIW (2013, 3, 11) und Hecke-
meyer und Spengel (2008, 54). Das DIW beziffert eine Besteuerungslü-
cke von etwa 90 Mrd. Euro für 2008, die mit internationalen Gewinnver-
lagerungen zusammenhängen könnte; Heckemeyer und Spengel gehen
von einer maximalen Gewinnverlagerung bei Outbound-Investitionen im
Jahr 2006 von etwa 61 Mrd. Euro aus.

2 Vgl. Sullivan (2012, 655), Pinkernell (2012, 370). Altshuler und Grubert
(2006, 473–474) schätzen, dass US-Konzerne im Vergleich der Jahre 2002
und 1997 etwa 7 Mrd. US-Dollar Steuerzahlungen durch neue Steuerpla-
nungsstrategien vermieden haben.
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bei Zinsen (Art. 11 OECD-MA), das Recht eingeräumt wer-
den, abfließende Lizenzzahlungen einer Quellensteuer zu
unterwerfen.3 Auch die Ausweitung schon bekannter Ab-
zugsbeschränkungen für Zinsen bei übermäßiger Fremdfi-
nanzierung oder die Schaffung ähnlicher Vorschriften für Li-
zenzzahlungen sind denkbar. Im Einklang mit den Prinzi-
pien des OECD-MA wäre in allen diesen Fällen dafür Sorge
zu tragen, dass eine Doppelbesteuerung der betreffenden
Gewinne oder Zahlungen vermieden wird, was mit einem
entsprechenden Steuerverzicht der Staaten einhergeht, in
denen die Empfänger der Zahlungen ansässig sind (Sitz-
staaten). 

Ein zweiter Ansatzpunkt besteht darin, das Besteuerungs-
recht des Sitzstaates der Muttergesellschaft eines Konzerns
für die weltweit erzielten Gewinne zu stärken. Dies würde
Anreize zur Verlagerung von Gewinnen in Niedrigsteuerlän-
der verringern. In erster Linie müssten Regeln geändert wer-
den, die zu einer doppelten Nichtbesteuerung führen. Hier-
her gehört die einheitliche Anwendung von Kriterien der
Ansässigkeit von Kapitalgesellschaften (Sitz oder Ort der
Geschäftsleitung) um zu verhindern, dass Kapitalgesellschaf-
ten bei abweichenden Ansässigkeitsregeln in keinem Staat
ansässig sind. Hierzu gehören auch einheitliche Regeln zur
Einordnung von Finanzinstrumenten als Eigenkapital oder
Fremdkapital, um zu vermeiden, dass Entgelte für die Nut-
zung von Kapital in einem Staat als Zins abzugsfähig sind,
während sie im anderen Staat als Dividende nicht besteu-
ert werden. Hinzu kommen »Switch-Over-Clauses«, die bei
drohender Nichtbesteuerung von Gewinnen die Besteue-
rung im Sitzstaat anordnen. In die gleiche Richtung zielt die
Stärkung der Hinzurechnungsbesteuerung, also des steu-
erlichen Zugriffs des Sitzstaates der Muttergesellschaft ei-
nes Konzerns auf niedrig besteuerte Gewinne im Ausland
ansässiger Tochtergesellschaften, die aus passiven Tätig-
keiten (etwa der Verwaltung von Finanzvermögen) stam-
men.4 Für alle diese Maßnahmen gilt, dass eine Doppelbe-
steuerung zu vermeiden ist.

Ein dritter Ansatzpunkt besteht in der Überarbeitung be-
stehender steuerlicher Verrechnungspreisregelungen, vor al-
lem im Bereich der Verlagerung von Eigentumsrechten an
immateriellen Wirtschaftsgütern und der damit verbunde-
nen steuerlichen Funktions- und Risikoverlagerung im Kon-
zern, die sich in einer entsprechenden internationalen Ge-
winnverlagerung niederschlägt. Die von der OECD ange-

strebte Präzisierung der Verrechnungspreisregeln im Bereich
des Transfers oder der Nutzung immaterieller Wirtschafts-
güter stößt aber auf die oben bereits erwähnte Schwierig-
keit, dass es in der Regel an Marktpreisen für konzerninter-
ne Transaktionen fehlt. Deswegen wird man mit neuen Re-
geln die bestehenden tatsächlichen Ermessensspielräume
bei der Bewertung aufgrund des Fehlens von Vergleichs-
daten für vom Unternehmen nicht kontrollierte Transaktio-
nen vermutlich nicht wesentlich beschränken können. 

Jenseits einer internationalen Übereinkunft über Besteue-
rungsrechte und die steuerlichen Regeln der Gewinnauftei-
lung liegt die Verfügbarkeit von steuerlichen Präferenzre-
gimen. Einzelne Staaten offerieren im Wettbewerb um die
Steuerbasis sehr niedrige Gewinnsteuern oder verzichten
ganz auf diese Steuern (wie etwa Bermuda, Cayman Islands
oder Guernsey) (vgl. KPMG 2013). Auch günstige steuerli-
che Bedingungen für bestimmte Gewinne, etwa aus der Ver-
wertung immaterieller Wirtschaftsgüter (Patent Boxes), wer-
den von einzelnen Staaten geboten (beispielsweise Luxem-
burg, Belgien, Niederlande und Großbritannien) (vgl. PwC
2013, S. 13). In der Vergangenheit ist die OECD zwar recht
erfolgreich bei der Bekämpfung von Regimen gewesen, die
ausschließlich Steuerausländern Steuervorteile verschafft
haben (Harmful Tax Competition) (vgl. OECD 1998; 2006).
Dieser Ansatz führt jedoch nicht weiter, wenn ein Staat ei-
nen niedrigen allgemeinen Gewinnsteuersatz oder bestimm-
te allgemeine Vergünstigungen bei der Bemessungsgrund-
lage wählt. 

Grenzen des Fremdvergleichsgrundsatzes

Die OECD verfolgt das Ziel, die Besteuerungsrechte der
Staaten besser mit der realen ökonomischen Aktivität von
multinationalen Unternehmen in Übereinstimmung zu brin-
gen (vgl. OECD 2013a, S. 51). Eine diesem Ziel genügen-
de Aufteilung des Gewinns eines multinationalen Unterneh-
mens nach den Grundsätzen des Fremdvergleichs auf be-
troffene Staaten verlangt die Beantwortung zweier Fragen:
Welcher Staat hat ein Besteuerungsrecht für einen Teil des
Gewinns des Unternehmens? Wie hoch ist der Anteil am
Gesamtgewinn, der dem betreffenden Staat zur Besteue-
rung zuzuweisen ist? Auf beide Fragen gibt es aus ökono-
mischer Sicht keine eindeutige Antwort. 

Aus dem ökonomischen Gewinnbegriff lässt sich nichts für
den Ort der Gewinnerzielung ableiten (vgl. Ault und Brad-
ford 1990, S. 30–31). Aus dieser Sicht ist unklar, in wel-
chen Staaten durch die reale ökonomische Aktivität eines
multinationalen Konzerns Gewinne entstehen. Es könnte der
Staat sein, in dem die Muttergesellschaft ansässig ist, der
Staat, in dem Forschung und Entwicklung stattfinden, der
Staat, in dem Güter produziert werden, oder der Staat, in
dem Transaktionen mit den Kunden stattfinden. In Erman-
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3 Innerhalb der EU steht dem die Zins- und Lizenzrichtlinie entgegen (Richt-
linie 2003/49/EG vom 3. Juni 2003, Amtsblatt Nr. L 157 vom 26. Juni 2003,
S. 49–54); danach sind von einem Unternehmen gezahlte Zinsen oder Li-
zenzgebühren steuerbefreit, sofern der Empfänger der Zahlungen ein ver-
bundenes Unternehmen ist.

4 Um niedrig besteuerte Auslandsgewinne von US-Muttergesellschaften
steuerlich zu erfassen, müssten insbesondere die sog. Check-the-box-
Regeln geändert werden (vgl. US-Senat 2013, S. 6). Innerhalb der EU
wird die Hinzurechnungsbesteuerung durch Europäisches Recht einge-
schränkt (vgl. EuGH vom 12. September 2006, C-196/04; Cadbury-
Schweppes).
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gelung einer theoretischen Konzeption beruht der Ort der
Gewinnentstehung auf steuerlichen Konventionen (vgl.
Schön 2012, S. 9). Auch der Fremdvergleich, der die Höhe
der Gewinne an einem Ort bestimmt, entbehrt einer klaren
konzeptionellen Grundlage. Denn der Fremdvergleich be-
ruht auf der Annahme, dass vergleichbare Transaktionen so-
wohl über den Markt als auch innerhalb von Unternehmen
vollzogen werden können. Die beiden Transaktionsformen
schließen sich aber gegenseitig aus. Hinzu kommt, dass die
Gewinne eines Konzernes auf Synergievorteilen beruhen.
Jede Aufteilung dieser Gewinne ist daher willkürlich (vgl.
Ewert und Wagenhofer 2008, S. 576).

Damit bleibt das Ziel der OECD, die Besteuerungsrechte mit
der realen ökonomischen Aktivität in Übereinstimmung zu
bringen, unbestimmt und gibt bei der Wahl geeigneter Re-
geln nur wenig sachliche Orientierung. Die Staaten müssen
deswegen zu einem Interessenausgleich kommen und sich
auf ein Regelwerk verständigen, das zu einer allgemein ak-
zeptierten Aufteilung der Steuerbasis führt. 

Die Rolle der Staaten

Die Staaten haben angesichts hoher Staatsverschuldung
ein starkes Interesse an der Erhöhung des Gewinnsteuer-
aufkommens. Vor allem offensichtliche Besteuerungslücken,
wie sie etwa durch hybride Gestaltungen mit der Folge dop-
pelter Nichtbesteuerung entstehen, könnten deswegen
durch internationale Vereinbarung im Rahmen der OECD ge-
schlossen werden. Änderungen im Regelwerk, welche die
Aufteilung der Steuerbasis zwischen den Staaten beein-
flussen (beispielsweise zusätzliche Quellenbesteuerungs-
rechte), dürften dagegen stärker umstritten sein. Selbst wenn
es gelingen sollte, hier zu einvernehmlichen Lösungen zu
kommen, ist aufgrund der konzeptionellen Probleme des
Fremdvergleichs auch zukünftig mit internationalen Gewinn-
verlagerungen zu rechnen. 

Tatsächlich könnte es den fiskalischen Interessen von Hoch-
steuerstaaten nicht völlig zuwiderlaufen, wenn internatio-
nale Gewinnverlagerungen in gewissem Umfang möglich
bleiben. Denn damit sinkt die effektive Steuerbelastung mo-
biler Investitionen der multinationalen Unternehmen, ohne
dass davon das Steueraufkommen aus weniger mobilen
Investitionen ansässiger Unternehmen in einem Hochsteu-
erstaat betroffen ist (vgl. Keen 2001). Eine wirksame Be-
schränkung der internationalen Gewinnverlagerung würde
bei gegebenem Gewinnsteuersatz die effektive Steuerbe-
lastung mobiler Investitionen erhöhen und könnte dazu füh-
ren, dass multinationale Unternehmen nicht Buchgewinne,
sondern Investitionen verlagern.

Sollte es der OECD also in ihrem Bemühen um mehr Steu-
ergerechtigkeit gelingen, die internationale Gewinnverlage-
rung wirksamer als bisher zu bekämpfen, so steht zu ver-
muten, dass der Anreiz für die Staaten steigt, den Gewinn-
steuersatz zu senken oder Präferenzregime einzuführen und
dadurch mehr Investitionen anzulocken (vgl. Devereux, Lock-
wood und Redoano 2008). Ein prominentes Beispiel hierfür
ist Großbritannien. US-Konzerne sehen sich hier vergleichs-
weise schweren Vorwürfen wegen unfairer Steuerpraktiken
ausgesetzt. Gleichwohl senkt Großbritannien den Gewinn-
steuersatz für Kapitalgesellschaften von derzeit 23% auf 21%
im Jahr 2014 (vgl. HMRC 2013a). Für Einkünfte aus Paten-
ten hat Großbritannien zudem ab April 2013 einen beson-
deren Steuersatz von 10% (Patent-Box) eingeführt (vgl.
HMRC 2013b). 

Ausblick

Wenn sich der Abwärtstrend der Gewinnsteuersätze5 fort-
setzt, so könnten zukünftig andere Ansätze der internatio-
nalen Gewinnaufteilung in den Vordergrund rücken, die sich
vom herkömmlichen Fremdvergleichsgrundsatz lösen.
Denkbar ist eine Hinwendung zur formelhaften Gewinnauf-
teilung. Die Europäische Kommission hat einen entspre-
chenden Vorschlag unterbreitet (vgl. Europäische Kommis-
sion 2011). Die OECD steht dem eher ablehnend gegen-
über. Jedoch könnten Mechanismen formelhafter Gewinn-
aufteilung dort zur Anwendung kommen, wo die derzeit
praktizierten Methoden des Fremdvergleichs versagen (vgl.
Avi-Yonah und Benshalom 2011). Am Ende der Bemü-
hungen um mehr internationale Steuergerechtigkeit mag
aber auch die Einsicht stehen, dass die seit langem ge-
bräuchliche internationale Gewinnaufteilung angesichts der
weiter zunehmenden Mobilität der Steuerbasis an die Gren-
zen der Praktikabilität stößt. Dies könnte dazu führen, dass
multinationale Konzerne vermehrt in den Staaten besteu-
ert werden, in denen Transaktionen mit den (weniger mo-
bilen) Kunden stattfinden (vgl. Auerbach, Devereux und
Simpson 2010, S. 882–888). Ein solches Steuersystem
hätte sehr viel Ähnlichkeit mit einer Umsatzsteuer, die nach
dem Bestimmungslandprinzip erhoben wird. 
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Steuervermeidung vermeiden: Sollten
wir das wollen?

Zahlreiche Beispiele belegen, dass Menschen sehr viel Ein-
fallsgabe und Leidensbereitschaft aufbringen, um der Pflicht
zur Steuerzahlung zu entgehen. Noch heute findet man in
England und Frankreich Gebäude, deren Fenster zugemau-
ert wurden, mit dem Ziel die Fenstersteuer zu vermeiden. In
den USA sind online getätigte Käufe weitgehend von den
als Sales Tax bezeichneten Verbrauchssteuern befreit. Die-
se fallen an, wenn man Lebensmittel, Bücher oder Klei-
dung in traditioneller Weise, also offline, erwirbt. Es soll Ein-
zelhändler in Texas geben, die an der Kasse ihres Ladens
einen Computer angebracht haben. Ein Kunde, der mit sei-
ner Ware zur Kasse kommt, gibt diese dort ein, so dass der
Kauf als steuerbefreite Online-Transaktion durchgeht.

Das Zumauern eines Fensters oder das Ausrüsten eines Tan-
te-Emma-Ladens mit einem internet-gängigen Computer-
terminal sind Formen der Steuervermeidung. Es sind zudem
Beispiele, die belegen, dass das Zusammenspiel von Be-
steuerung und Steuervermeidung idiotische Wirkungen ent-
falten kann: Wenn der Hausbesitzer lieber den Maurer kom-
men lässt, als die Steuer zu zahlen, dann hat am Ende der
Staat keine Einnahmen und der Hausbesitzer kein Fenster.
Außer dem Maurer haben sich also alle schlechter gestellt.
Wenn der Ladenbesitzer einen Computer anschafft, entge-
hen dem Staat Einnahmen. Der Ladenbesitzer und seine
Kunden profitieren dagegen von der Steuerersparnis. So
weit ist das ein Nullsummenspiel zwischen Staat und Steu-
erzahlern. Es werden aber dann noch Computer angeschafft,
die keine andere Funktion haben, als die Steuervermeidung
zu ermöglichen. Dieser Ressourcenaufwand verwandelt das
Nullsummenspiel in eines, in dem unterm Strich Ressour-
cen verbrannt werden. 

Steueroasen sind Länder, die relativ zu ihrer Größe – gemes-
sen an der Einwohnerzahl oder dem Sozialprodukt – er-

hebliche Kapitalzuflüsse und -abflüsse haben. Einen Über-
blick über die Größenordnungen und die Länder, die als Steu-
eroasen klassifiziert werden können, findet sich in Hines
(2010). Wenn diese Kapitalflüsse durch Unternehmen ver-
anlasst sind, dann ist die typische Logik folgende: Ein deut-
sches Unternehmen transferiert Geld zu einem Tochterun-
ternehmen auf den Bahamas oder den Cayman Islands. Das
generiert den Kapitalzufluss in die Steueroase. Die Tochter
wirtschaftet dann mit diesem Geld und investiert es, zum
Beispiel in eine weitere Unternehmenstochter, die in Spa-
nien ansässig ist. Dies generiert den Kapitalabfluss aus der
Steueroase. Die spanische Tochter zahlt der Oasentochter
dann Zinsen oder Dividenden. Für diese Kapitalerträge ist
die Unternehmensbesteuerung der Oase relevant, welche
günstiger ist als die spanische oder die deutsche. 

Der Umweg des Finanzkapitals über die Steueroase ist dem
Computerterminal im Tante-Emma-Laden vergleichbar. Der
Umweg verbraucht Ressourcen: Man muss jemanden auf
die Bahamas schicken, der dort einen Briefkasten anbringt.
Realistischer, man beschäftigt Steuer- und Bilanzierungsex-
perten, deren Aufgabe es ist, die gesamte Steuerlast, die
aus der Unternehmenstätigkeit erwächst, dadurch zu mini-
mieren, dass man sie in geschickter Weise auf unterschied-
liche Standorte aufteilt. Das macht aus einem Nullsummen-
spiel zwischen Staat und Unternehmen eines, bei dem in
der Summe ein Verlust entsteht.

Diese Form der Steuerlastminimierung stellt eine legale Form
der Steuervermeidung dar. Gleichwohl ist die Legitimität
eines solchen Vorgehens kontrovers, wie die öffentlichen
Auseinandersetzungen, die Unternehmen wie Apple oder
Starbucks provoziert haben, belegen. Wenn ein Unterneh-
men seine Gewinne an einem Ort erzielt und an einem an-
deren Ort versteuert, dann entsteht der Eindruck, es habe
sich seiner moralischen Verpflichtung gemäß der Regeln
des Landes, in dem es wirtschaftet, Steuern zu zahlen, ent-
zogen.

Wenn Privatpersonen ihr Vermögen ins Ausland bringen,
ist die moralische Anrüchigkeit ähnlich. Wer deutsche Stra-
ßen benutzt, seine Kinder in deutsche Schulen schickt und
seine Eigentumsrechte vom deutschen Rechtsstaat durch-
gesetzt sehen will, der hat nicht das Recht, dem Staat die
Steuern vorzuenthalten, mit denen diese Leistungen bezahlt
werden. Juristisch handelt es sich aber dabei typischerwei-
se nicht um legale Steuervermeidung, sondern um illegale
Steuerhinterziehung. Wenn man versucht, Kapitaleinkom-
men vor dem deutschen Fiskus zu verbergen, um so der
Besteuerung zu entgehen, dann ist das eine Straftat. 

Die Beobachtung, dass Steuervermeidung und Steuerhin-
terziehung zu ineffizienten Ergebnissen führen und mora-
lisch abzulehnen sind, legt eine eindeutige wirtschaftspoli-
tische Schlussfolgerung nahe, nämlich Steuervermeidung
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und Steuerhinterziehung zu sanktionieren. Der einzige ver-
nünftige Grund, Steuervermeidung und Steuerhinterziehung
zu tolerieren, wäre, dass ihre Bekämpfung mit so hohen Kos-
ten verbunden ist, dass der Aufwand sich nicht lohnt.

Diese Perspektive ist aber verkürzt, da sie die Verhaltens-
anreize, die das Steuersystem erzeugt, nicht berücksich-
tigt. Die bisherige Argumentation betrachtet die Steuerba-
sis und damit die dem Staat zustehenden Steuereinnah-
men als ein Datum. Das Steuersystem wirkt aber auch auf
die Anreize, Einkommen zu erzielen, beziehungsweise In-
vestitionen zu tätigen. Die moderne Steuertheorie stellt die-
se Endogenität der Steuerbasis in den Mittelpunkt der Ana-
lyse. Wie unten ausgeführt wird, verändert dies die Sicht
auf das Thema und liefert ein überraschendes und provo-
kantes Resultat: Anreize zur Steuervermeidung und -hin-
terziehung können Teil einer optimalen Steuerpolitik sein,
d.h. einer Politik, die einen Ausgleich zwischen Effizienz-
und Gerechtigkeitszielen sucht.

Die Beobachtung, dass Anreize zur Steuerhinterziehung Teil
einer optimalen Steuerpolitik sein können, geht auf einen
Aufsatz von Laurence Weiss aus dem Jahr 1976 zurück. Der
Aufsatz hat den sprechenden Titel »The Desirability of Chea-
ting Incentives and Randomness in the Optimal Income Tax«.
Es wird ein Modell verwendet, in dem Steuern aus Vertei-
lungsgründen erhoben werden.1 Diese machen es wün-
schenswert, Einkommen zu besteuern und die erzielten Steu-
ereinnahmen umzuverteilen. Die Besteuerung hemmt jedoch
die Arbeitsanreize, so dass die optimale Steuer einen Kom-
promiss darstellt zwischen dem Wunsch, eine gleichere Ver-
teilung der Nachsteuereinkommen zu erreichen, und dem
Wunsch, die Steuerbasis, d.h. die Summe aller Einkommen,
nicht zu klein werden zu lassen.

Das Resultat von Weiss beruht auf folgender Möglichkeit:
In einer Welt, in der Steuerhinterziehung grundsätzlich nicht
möglich ist, sind Individuen mit einem Steuersatz konfron-
tiert und überlegen sich, welche produktiven Anstrengun-
gen sie unternehmen wollen – in dem Wissen, dass aufgrund
der Besteuerung, nur ein Teil der Erträge bei ihnen selbst
landet. Die Möglichkeit der Steuerhinterziehung verändert
dieses Entscheidungsproblem: Wer hinterzieht, wird mit ei-
ner gewissen Wahrscheinlichkeit erwischt und muss zusätz-
lich zur Besteuerung eine Strafe zahlen. Er steht dann
schlechter da, als wenn er brav Steuern gezahlt hätte. Falls
er nicht erwischt wird, hat er seine Steuerlast reduziert und
steht besser da. Weiss zeigt nun, dass die Möglichkeit der
Steuerhinterziehung, die Effizienzkosten der Umverteilung
reduzieren kann: Wenn Steuerhinterziehung hinreichend
attraktiv gemacht wird, d.h. wenn die Strafen und die Ent-

deckungswahrscheinlichkeit nicht zu hoch sind, dann kann
ein gegebenes Steueraufkommen mit niedrigeren Steuer-
sätzen realisiert werden, weil die produktiven Kräfte der Steu-
erzahler weniger stark gehemmt werden.

Die Analyse von Weiss war der Ausgangspunkt einer Reihe
von Forschungsarbeiten, deren Ziel war, zu klären, unter wel-
chen Bedingungen Anreize zur Steuerhinterziehung tatsäch-
lich Bestandteil einer optimalen Steuerpolitik sind (vgl. Sti-
glitz 1982; Brito et al. 1995; Hellwig 2007). Das Ergebnis
dieser Forschung ist, dass die von Weiss aufgezeigte Mög-
lichkeit zwar theoretisch besteht, aber nur unter Vorausset-
zungen, die empirisch sehr unwahrscheinlich sind: Anreize
zur Steuerhinterziehung können nur dann als Teil einer op-
timalen Steuerpolitik dargestellt werden, wenn die Risiko-
neigung produktiverer und daher einkommensstärkerer In-
dividuen2 geringer ist als die Risikoneigung einkommens-
schwächerer Individuen. Anders formuliert: Wenn die Be-
reitschaft Risiken zu tragen im Einkommen steigt, dann sind
Anreize zur Steuerhinterziehung nicht wünschenswert.

Auch wenn die Analyse von Weiss letztlich keine überzeu-
gende Rechtfertigung für Steuerhinterziehung liefert, so ist
sie konzeptionell aufschlussreich. Sie zeigt nämlich auf, wie
die normative Finanzwissenschaft Steuervermeidung und 
-hinterziehung behandelt: Sie sind nicht a priori verwerflich.
Vielmehr kann der Staat die Attraktivität von Vermeidung und
Hinterziehung durch wirtschaftspolitische Maßnahmen ge-
stalten. Vermeidungsmöglichkeiten entstehen durch das
Schaffen von Ausnahmetatbeständen im Steuerrecht. Die
Attraktivität der Hinterziehung wird bestimmt durch die In-
tensität der Fahndung und die Höhe der Strafen. 

Ob Hinterziehung und Vermeidung wünschenswert sind,
hängt dann davon ab, ob sie es dem Staat leichter oder
schwerer machen, die Ziele der Wirtschaftspolitik zu errei-
chen, also ob sie es leichter machen, Steuereinnahmen zu
generieren, ob eine gerechtere Einkommensverteilung er-
reicht werden kann, oder ob ein höheres Maß an wirtschaft-
licher Aktivität – etwa gemessen am Wirtschaftswachstum,
der Investitionsbereitschaft oder der Zahl neu geschaffener
Arbeitsplätze – stimuliert werden kann. 

Es gibt zahlreiche Forschungsarbeiten, die sich aus dieser
Perspektive mit Steuerhinterziehung und -vermeidung be-
schäftigen. Keen (2001) argumentiert, dass Ausnahmetat-
bestände in der Besteuerung von Unternehmen wünschens-
wert sind. Unternehmen, für die eine Verlagerung ihrer Ak-
tivitäten ins Ausland besonders leicht zu bewerkstelligen ist,
sollten weniger stark besteuert werden, da ansonsten die
auf Ausweichreaktionen beruhenden Effizienzkosten der Be-
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1 Spezifischer, Weiss stützt sich auf den Analyserahmen von Sheshinski
(1971). Dieser stellt eine vereinfachte Version des nunmehr klassischen
Modells der optimalen Einkommensbesteuerung dar, das auf Mirrlees (1971)
zurückgeht.

2 Die Risikoneigung bestimmt, unter welchen Bedingungen Individuen be-
reit sind, sich auf eine Lotterie einzulassen, bei der man mit einer be-
stimmten Wahrscheinlichkeit bestraft wird und mit der komplementären
Wahrscheinlichkeit unbesteuert davonkommt. 
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steuerung zu hoch werden.3 Also ist es, aus der Perspekti-
ve eines einzelnen Landes, wünschenswert, ein System
der Unternehmensbesteuerung zu entwickeln, das beson-
ders mobilen Unternehmen eigene Möglichkeiten der Steu-
ervermeidung gibt. Dies ist allerding kein Argument, das
die durch Steueroasen geschaffenen Möglichkeiten der Steu-
ervermeidung wünschenswert erscheinen lässt. Es be-
schreibt vielmehr die optimale Politik eines Landes, das sich
in die Existenz von Steueroasen fügt und bemüht ist, die
Steuereinnahmen im eigenen Land zu behalten. 

Desai et al. (2006) argumentieren auf empirischer Grundla-
ge, dass die Existenz von Steueroasen die Investitionstä-
tigkeit in Nicht-Oasen steigert. Sie erklären diese Beobach-
tungen durch folgenden Mechanismus: Die Möglichkeit, ei-
nen Teil der Investitionserträge zu den niedrigeren Sätzen
der Oase zu versteuern, senkt die durchschnittliche Steu-
erlast eines Unternehmens und regt damit auch die Inves-
titionstätigkeit an anderen Standorten an. Auch diese Be-
obachtung führt aber nicht zu dem Schluss, dass die Exis-
tenz von Steueroasen aus der Perspektive der Nicht-Oase
eine feine Sache ist: Die Nicht-Oase hat die höheren Steu-
ersätze typischerweise mit dem Ziel der Einnahmeerzielung
eingeführt und war bereit, dafür Abstriche bei der Investiti-
onstätigkeit hinzunehmen. Nun bekommt sie durch die Oa-
se mehr Investitionen und weniger Steuereinnahmen, also
gerade nicht das gewünschte Ergebnis.

All diese Überlegungen führen zu einem eindeutigen Er-
gebnis: Aus Sicht einer Nicht-Oase ist der Existenz von Steu-
eroasen kaum etwas abzugewinnen. Auch nach einer so-
phistizierteren Betrachtung der durch die Besteuerung ent-
stehenden Verhaltensanreize erscheinen Vermeidung und
Hinterziehung als ineffiziente Aktivitäten, die es der Regie-
rung einer Nicht-Oase schwerer machen, die Ziele ihrer Wirt-
schaftspolitik zu erreichen.4

Wenn die Lage aber so eindeutig ist, stellt sich die Frage,
warum Regierungen nicht vehementer gegen Steuervermei-
dung und -hinterziehung ankämpfen. Es scheint nicht vor-
stellbar, dass die Regierungschefs der G 20 den Cayman
Islands mit einem Handelskrieg drohen, sollten sie nicht
bereit sein, ihr Unternehmensteuerrecht den G-20-Stan-
dards anzunähern. Vermutlich würde das nicht als verhält-
nismäßig empfunden und würde Widerstand auslösen. Aber
warum ist das so? Es könnte eine einfache Erklärung ge-
ben: Zahlreiche Beispiele belegen, dass Menschen sehr
viel Einfallsgabe und Leidensbereitschaft aufbringen, um der

Pflicht zur Steuerzahlung zu entgehen. Wenn die meisten je-
manden in ihrer Familie haben, der schon mal ein Konto in
der Schweiz oder in Luxemburg erwähnt hat, oder wenn die
meisten bei einer Firma beschäftigt sind, die auch noch ei-
ne Tochter auf den Bahamas oder auf Zypern betreibt, und
man mit dem Kollegen, der sich um die Steueroptimierung
kümmert, gelegentlich zum Mittagessen verabredet ist, dann
erscheint ein Politiker, der die Kavallerie losschicken will,
als unangenehmer Scharfmacher.
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3 Das Argument ist eine Anwendung der auf Ramsey (1927) und Boiteux
(1956) zurückgehenden inversen Elastizitätenregel.

4 Steueroasen erscheinen dann als attraktiv, wenn man eine ausgeprägte
Staatsskepsis hat oder die Agenda der Regierung ablehnt, wie es etwa
bei der amerikanischen Tea-Party-Bewegung der Fall ist. Aus dieser Sicht
ist alles begrüßenswert, was es der Regierung schwer macht, Einnah-
men zu erzielen. Steueroasen erscheinen dann als wünschenswerter Schutz
vor einem Staat, der in ungerechtfertigter Weise in die Eigentumsrechte
seiner Bürger eingreift.
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Mit dem Schaufensterprogramm griff die
Bundesregierung eine Empfehlung der
»Nationalen Plattform Elektromobilität«
auf. Die beteiligten Bundesministerien lob-
ten von Anbeginn die, von einer Gutach-
terkommission ausgewählten, Wettbe-
werbssieger als herausragende Aktion.
So ließ sich etwa der Bundesminister für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Dr.
Peter Ramsauer, auf der Homepage sei-
ne Ministeriums zitieren: »Die neuen
Schaufenster werden zum Aufschwung
der Elektromobilität in Deutschland erheb-
lich beitragen. Die vier ausgewählten Re-
gionen hatten olympiareife Konzepte vor-
gelegt – und werden jetzt mit Hilfe der
Bundesregierung elektrisiert. Es bleibt da-
bei: 2020 sollen mindestens eine Million
Elektroautos auf unseren Straßen unter-
wegs sein. Mehr als die Hälfte der Fahr-
zeuge sollte aus deutscher Produktion
kommen«. 

Im April 2012 starteten die ausgewähl-
ten Schaufensterregionen

– Living Lab BW E-Mobil (Baden-Würt-
temberg),

– Internationales Schaufenster der Elekt -
romobilität (Berlin-Brandenburg),

– Unsere Pferdestärken werden elekt -
risch (Niedersachsen) und

– Elektromobilität verbindet (Bayern–
Sachsen).

Für das Gesamtprogramm stellt der Bund
nach Ankündigung der Bundesregierung
Fördermittel in Höhe von 180 Mill. Euro
zur Verfügung. Die Fördermittel werden
über einen Dreijahreszeitraum bis zum
Jahr 2015 bezahlt. Mehr als ein Drittel der
Förder- und Programmzeit ist mittlerwei-
le vergangen. Welche Bilanz kann gezo-
gen werden?

Vielzahl an kleinteiligen 
Aktivitäten

Den Schaufenstern ist eine Vielzahl an Ein-
zelaktivitäten der Bundesregierung voraus-
gegangen, die in Abbildung 1 skizziert sind.
Begonnen wurde bereits 2007 mit dem
»Integrierten Klimaprogramm« der Bun-
desregierung, das so etwas wie den
Grundstein für die Elektromobilitätsent-
wicklung in Deutschland legen sollte. En-
de 2008 wurden dann in der »Nationalen
Strategiekonferenz« der Bundesregierung
Ziele, wie etwa eine Million Elektroautos
auf deutschen Straßen im Jahr 2020, for-
muliert. Im August 2009 wurden im Rah-
men des Konjunkturpakets II u.a. die Mo-
dellregionen in Deutschland gestartet. Für
mehr als 180 Projekte standen damals
120 Mill. Euro zur Verfügung. Die Projek-
te gerieten kleinteilig und kleinkariert und
haben wenig Wirkung erzielt (vgl. auch 
Dudenhöffer 2010). Auch deshalb sollten
die Schaufenster der große Wurf werden.
Anspruchsvolle Ziele wurden auf den
Homepages von vier Bundesministerien
formuliert: »Die Schaufenster für Elektro-
mobilität dienen der groß angelegten De-
monstration und Erprobung innovativer
Entwicklungen. Dabei handelt es sich um
groß angelegte regionale Demonstrations-
und Pilotvorhaben, in denen die innova-
tivsten Elemente der Elektromobilität inter-
national sichtbar gemacht werden«, so et-
wa das Bundesumweltministerium. 

Misst man die bisherigen Aktivitäten der
Bundesregierung an den bisher neu zu-
gelassenen Elektrofahrzeugen, sieht die
Bilanz ernüchternd aus, obgleich seit dem

hochgelobten Schaufenstern ist wenig zu sehen
Die Elektromobilität tritt auf der Stelle: In den 

Nachdem die Elektromobilitätsprojekte der Bundesregierung – die sogenannten Modellregionen –

mit einer Vielzahl von Kleinstprojekten kaum Wirkungen gezeigt hatten, wollte man aus den Feh-

lern lernen und mit bundesweiten »Schaufenstern« für Elektromobilität den Durchbruch schaffen.

Deutschland sollte nach den in einem Regierungsprogramm vorangestellten Worten der Bundes-

kanzlerin weltweit zum »Leitmarkt für Elektromobilität« entwickelt werden. Die Schaufenster

Elektromobilität bilden eine zentrale Maßnahme dieses Regierungsprogramms, das die Bundesre-

gierung am 18. Mai 2011 beschlossen hatte. 

* Prof. Dr. Ferdinand Dudenhöffer ist Direktor des
CAR-Instituts an der Universität Duisburg-Essen
sowie Inhaber des Lehrstuhls für allgemeine Be-
triebswirtschaftslehre und Automobilwirtschaft an
der Universität Duisburg-Essen.

Ferdinand Dudenhöffer*
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Jahr 2011 ein breites Angebot an Elektrofahrzeugen verfüg-
bar ist. Abbildung 1 zeigt, dass trotz diesem breiten Ange-
bot von mehr als zehn Fahrzeugen im Jahr 2011 lediglich
2 044 Elektroautos neu zugelassen wurden. Zieht man die
Erprobungsfahrzeuge von Herstellern wie etwa VW ab, wur-
den von jedem dieser kaufbaren Serienfahrzeugmodelle im
Durchschnitt weniger als 200 Fahrzeuge neu zugelassen.
Zum Vergleich: Das meistverkaufte Fahrzeug im Jahr 2011
war der VW Golf mit 193 500 Fahrzeugen, und selbst der
Ferrari 450 Italia war mit 366 Neuzulassungen 2011 ein rich-
tiger Top-Seller gegenüber dem durchschnittlichen Elektro-
auto. Das Elektroauto ist in Deutschland 2011 nach den Ak-
tionen der Bundesregierung alles andere als schwungvoll
gestartet. Die »Nationale Plattform die Elektromobilität«, die

Maßnahmen des Konjunkturpaketes II mit
angeblichen 500 Mill. Euro Fördermittel, ha-
ben zwei Jahre lang Elektromobilität ohne
Elektroautos geübt.

Mit den vier Vorzeigeregionen sollte ab 2012
alles besser werden. »Die Schaufenster für
Elektromobilität dienen der groß angelegten
Demonstration« wurde stolz durch die Bun-
desregierung angekündigt. Bilanziert man
den Demonstrationseffekt nach einem Drit-
tel der Programmdauer, bleibt das Resultat
sehr überschaubar. Abbildung 1 und Tabel-
le 1 zeigen die Neuwagenzulassungen an
Elektroautos im Jahr 2012 und den ersten
vier Monaten des Jahres 2013: Der Schau-
fenstereffekt ist nicht erkennbar. Nach mehr
als zwölf Monaten Musterregionen gilt immer
noch die Maxime, dass in Deutschland bei

der Elektromobilität die Autos Mangelware sind.

Förderprogramme: Elektromobilität ohne Autos

Mittlerweile sind von den internationalen Automobilkonzer-
nen in Deutschland zwölf Elektrofahrzeugmodelle im Ange-
bot. Trotzdem wurden in den ersten vier Monaten 2013 nur
1 509 Elektroautos neu zugelassen. Selbst unter Berück-
sichtigung des neuen BMW i3, der in der zweiten Jahres-
hälfte 2013 im Werk Leipzig in die Serienproduktion geht,
werden es wohl im Gesamtjahr 2013 nicht mehr als
3 700 Elektroautos nach unserer Hochrechnung werden (vgl.
Tab. 1). Dann sind 13 Modelle im Angebot, die pro Modell

 5  80
 309

2 044

3 438

1 509

3 700

2008 2009 2010 2011 2012 Jan.–Apr.  
2013

HR 2013

Zulassungen von E-Autos und Plug-in-Hybride und Aktionen der 
Bundesregierung

Quelle: CAR-Institut.

Ende 2008
Nationale

Strategiekonferenz
E-Mobilität

August 2009
Konjunkturpaket II 500 Mill. €, 

davon 120 Mill. €
Modellregionen

IEKP 2007
(Integriertes 

Klimaprogramm
Bundesregierung)

Mai 2010
Gründung NPE April 2012

Start Schaufenster
2011

Ausschreibung 
Schaufenster

Marktanteil
E-Autos BRD: 

0.12%

Abb. 1

Tab. 1 
Zulassungen von Elektroautos und Plug-in-Hybride in Deutschland 

 2008 2009 2010 2011 2012 
Jan.–Apr. 

2013 
Hochrechnung 

2013 
BMW 0 0 0 0 0 23 500 
Chevrolet 0 0 0 10 25 2 7 
Citroën 0 0 3 201 454 262 350 
Mercedes 0 0 0 138 91 24 50 
Mia 0 0 0 0 13 0 5 
Mitsubishi 0 0 12 683 96 39 126 
Nissan 0 0 0 23 454 241 500 
Opel 0 0 0 241 828 100 300 
Peugeot 0 0 1 208 263 27 80 
Renault 0 0 0 14 213 61 150 
Smart 0 14 150 328 734 666 1 300 
Tesla 0 0 23 49 67 9 27 
VW 0 0 0 89 61 27 150 
Volvo 0 0 0 6 12 4 20 
Andere 5 66 120 54 127 24 135 
Total E-Auto 5 80 309 2 044 3 438 1 509 3 700 
Gesamtmarkt 3 090 040 3 807 175 2 916 260 3 173 634 3 082 504 958 401 2 950 000 
Marktanteil der 
E-Autos (in %) 0,00 0,00 0,01 0,06 0,11 0,16 0,13 

Quelle: CAR-Institut. 
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im Durchschnitt auf 275 Neuzulassungen kommen. Der Fer-
rari 458 Italia bleibt gegenüber dem Elektroauto ein Verkaufs-
schlager, der im Jahr 2012 immerhin auf 459 Neuanmeldun-
gen in Deutschland gekommen ist.

Die Bilanz zu Jahresende 2013 wird wenig erbaulich sein.
Sechs Jahre nach dem »Integrierten Klimaprogramm« der
Bundesregierung und eineinhalb Jahre nach Start der
Schaufenster werden nach der in Tabelle 1 illustrierten
Hochrechnung 0,13% der in Deutschland zugelassenen
Neuwagen Elektroautos oder Plug-in-Hybride sein. Das ist
weniger als die Nische in der Nische. Die meisten Model-
le knicken in ihrer Nachfrage bereits im zweiten Verkaufs-
jahr erheblich ein. So wird etwa der Opel Ampera im zwei-
ten Jahr seines Verkaufs auf 300 Neuanmeldungen ge-
schätzt. Bei Fahrzeugen wie dem Chevrolet Volt sieht die
Bilanz noch düsterer aus: Pro Monat weniger als ein Neu-
wagen in der Zulassung. Der Mitsubishi i-MiEV wurde zwar
2011 mit 683 Neuwagen beim Kraftfahrtbundesamt re-
gistriert, aber im Folgejahr 2012 wurden weniger als
100 Fahrzeuge ausgeliefert. Mittlerweile wurden die Prei-
se des Mitsubishis von 34 390 Euro um mehr als 5 000 Euro
auf 29 300 Euro gesenkt. Zusätzlich werden in einem Ber-
liner Mitsubishi-eigenen Projekt die Fahrzeuge als Mietwa-
gen angeboten. Vielleicht hilft dies doch noch 130 Neuwa-
gen im Jahr 2013 in die amtliche Zulassungsstatik zu hie-
ven. Da mutet es fast schon zynisch an, wenn Bundesmi-
nister davon sprechen, dass im Jahr 2017 der »Hochlauf
der Elekt roautos in Deutschland« erfolgt.

Kleinkarierte, leere Schaufenster 

Bereits im März dieses Jahres stellte Berlins regierender Bür-
germeister Wowereit »Leere im Berliner Schaufenster« fest.
»Mehr Tempo als Stillstand« wünschte sich Wowereit öffent-
lich und hat mit der ausgesprochenen Wahrheit gleich vier
Bundesministerien und den Automobilverband VDA kräftig
verärgert.

Schaut man sich um, muss man Wowereit nicht nur für
Berlin, sondern bundesweit Recht geben. Aufschlussreich
sind zum Beispiel die Informationen auf den offiziellen Web-
sites der Vorzeigeregionen. So berichtet das Schaufens-
ter Niedersachsen per Pressemitteilung, dass, die in Han-
nover ansässige US-Tochtergesellschaft Johnson Controls
Power Solutions im April auf der Hannover Messe auf dem
Gemeinschaftsstand der »Metropolregion Hannover Braun-
schweig Göttingen Wolfsburg« erstmals in Europa ein Mus-
ter ihrer neuen 48-Volt-Micro-Hybrid-Batterie vorgestellt
hat. Die Batterie, die weder für Elektroautos oder Plug-in-
Hybride taugt und noch nicht mal einen normalen Toyota-
Hybrid-Auto zum Laufen bringt, war längst vor dem Schau-
fenster entwickelt. Man scheint nach jedem Strohhalm zu
greifen. 

Die nächste Pressemeldung lautet: Die Projektleitstelle des
Niedersachsen Schaufensters präsentiert sich in Halle 25
auf der Hannover Messe. Als weitere Erfolgsbotschaft wird
verkündet, dass irgendwann im März oder April die TU Claus-
thal einen (ganzen) VW E-Golf erhielt. Was weiter zusätzlich
für das Schaufenster spricht, sagt die nächste Pressemel-
dung. Danach wurden am 19. März in Hannover Schnup-
perfahrten mit dem Renault Twizy angeboten. Das Fahrzeug
steht übrigens seit dem letzten Jahr bei fast jedem Renault-
Händler in Deutschland, denn es ist ein Serienprodukt. Die
nächste Pressemitteilung des Niedersachsen Schaufens-
ters verkündet stolz, dass am 18. Februar die Forscher des
Instituts für Transportation Design in Braunschweig nach pri-
vaten Nutzern von Elektrofahrrädern suchen, die sich dann
an einem Forschungsprojekt beteiligten können. Es geht
weiter damit, dass Ende Januar eine Tochtergesellschaft der
Stadtwerke Hannover mitteilt, dass mit einem Fördervolu-
men von einer Million Euro untersucht werden soll, wie Elekt -
rofahrzeuge einen Beitrag zur Stabilisierung des Stromver-
teilungssystems leisten können. Wie viele und welche Art
von Elektrofahrzeugen wann dazu bereitstehen, wird nicht
gesagt, sondern nur, dass bis zu 40 Nutzer daran teilneh-
men können. Der Rest der Auflistung sind Messestände und
Ministerbesuche, bei denen betont wird, dass Deutschland
Leitmarkt für Elektromobilität wird. 

Die neuste Meldung aus Hannover stammt vom 22. Mai und
stellt das bundesweit bisher einmalige Projekt »eRadschnell-
weg« vor. Vom Göttinger Bahnhof kann man bald an den
Nordcampus der Georg-August-Universität radeln. Vier Ki-
lometer des Radwegs sind fertiggestellt.

Noch weniger als in Niedersachsen steht auf der Website
des Berlin-Brandenburger Schaufensters. Außer wortrei-
chen Aussagen wie etwa der Berliner Senatorin Cornelia
Yzer: »Elektromobilität ist eine große Chance für Berlin«
ist nichts Konkretes zu finden. In Baden-Württemberg hat
man zumindest in Stuttgart die Elektro-Smarts bei dem
Daimler Car-Sharing Unternehmen Car2Go im Angebot.
Aber auch dort werkeln mehr als 100 Partner an 40 Ein-
zelprojekten. Da muten Schnellladesäulen von Siemens an
Autobahnraststätten zwischen München und Leipzig schon
fast wie Großprojekte an. Bemerkenswert ist auch die neu-
este Information aus dem Schaufenster Bayern-Sachsen:
Das Schaufenster ist mit einer Wanderausstellung an den
Start gegangen, die im Mai an der Handwerkskammer
München und Oberbayern, im Juni bei den Stadtwerken
Freising und im Juli im Bildungszentrum der Handwerks-
kammer Traunstein zu besichtigen ist. Ob auch ein Termin
in Neuschwanstein geplant ist, um die Internationalität des
Schaufensters auf dem Schloss des Königs Ludwig zu de-
monstrieren, war nicht auf der offiziellen Homepage der
»Schaufenster Elektromobilität – einer Initiative der Bun-
desregierung« erkennbar (www.schaufenster-elektromo-
bilitaet.org/programm/).
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Viele Einzelprojekte mit wenig Konkretem

Tabelle 2 verdeutlicht das Schaufenster-Problem. In der
Summe werden in den Vorzeigeregionen mehr als 204 Pro-
jekte in drei Jahren öffentlich teilfinanziert und durchgeführt.
Die durchschnittliche Fördersumme pro Projekt beträgt über
die Gesamtlaufzeit von drei Jahren 880 000 Euro oder pro
Jahr 294 000 Euro. Pro Projekt sind 3,5 Partner am Wir-
ken. Pro Partner beträgt die jährliche Förderung damit
85 000 Euro. Da gleichzeitig der Klimafonds der Bundes-
regierung nicht die gewünschten Einnahmen aufweist und
ein Großteil der Finanzierung aus diesem Fonds stammen
soll, sind die o.a. Förderbeträge von 85 000 Euro pro Pro-
jektpartner eher Höchstwerte, die durchaus noch kleiner
ausfallen können.

Die Analyse zeigt, warum die Schaufenster kaum Wirkung
entfalten werden. Die vier Bundesministerien wollten aus den
Modellregionen lernen und großteiliger an das Thema ge-
hen. In der Realität ist man beim Gegenteil angekommen.
Die Gutachter haben eine Vielzahl von Einzelprojekten se-
lektiert. Die Daten aus Tabelle 2 illustrieren die Bandbreite.
Jedes Schaufenster will nahezu die ganze Welt erklären. Dies
zeigt die Spalte »Spektrum« in Tabelle 2. Mobilitätsmodelle
mit E-Bikes, E-Autos, E-Nutzfahrzeugen und Plug-in-Hy-
brid-Bussen und gleichzeitig neue Energienutzungs- und
Verteilsysteme, neue Verkehrsinfrastruktur, Wohnbau, Stadt-
planung, Fahrzeugtechnik – dies sind nur die Grobüberschrif-
ten der »Pläne« in Baden-Württemberg. Detailprojekte wie

Aus- und Weiterbildungskurse sind in Tabelle 2 erst gar nicht
erfasst, um den Rahmen einigermaßen überschaubar zu hal-
ten. In Berlin-Brandenburg wird im Schaufenster gleichzei-
tig noch der eigene Strom produziert, die Müllabfuhr elek-
trisch geladen, ein Pedelec-Korridor –. also ein Radweg –
gebaut, elektrische Personenschiffe fahren gelassen, Bat-
teriebusse mit Induktionsladung eingesetzt. Das Beschrie-
bene und die Pläne erscheinen weitab der Realität oder sehr
oberflächlich. Tabelle 2 lässt nur das Fazit zu, dass die Schau-
fenster auch nach dem Jahr 2015 wenig Konkretes als Er-
gebnis bringen. Der Nachfrageeffekt nach Elektroautos durch
die Schaufenster ist vernachlässigbar. Mit der Konzeption
der Schaufenster besteht kaum Hoffnung, dass die Kanz-
lerin durch die Schaufenster ihrem Ziel von einer Million Elekt -
roautos auf deutschen Straßen näherkommt. 

Fazit: Dünne Bilanz

Die Bilanz der Schaufenster nach 15 Monaten sieht dünn
aus. Gleich vier Bundesministerien – Forschung, Umwelt,
Verkehr, Wirtschaft – engagierten sich. Während der Vor-
zeigewettbewerbe wechselten 50% der beteiligten Bundes-
ministerien ihre Minister aus. Der neue Umweltminister hat
alle Hände voll mit der Energiewende und leeren Kassen
für Stromleitungen zu tun. Leere Kassen und Mautpläne pla-
gen auch den Verkehrsminister. Der Wirtschaftsminister
scheint eher den deutschen Wahlmarathon im Auge zu ha-
ben als das Elektroauto, und die Wissenschaftsministerin

Tab. 2 
Schaufenster mit mehr als 200 Projekten 

 Anzahl Projekte Anzahl Projekt-Partner Spektrum 

Baden-Württemberg rund 40 Projekte mehr als 100 Partner 

Mobilitätsmodelle von E-Bike, Elektroauto, 
Nutzfahrzeugen bis Plug-in-Hybridbusse. 
Flottenversuche, Energieverteilung, IKT 
und Infrastruktur, Wohnbau, Stadt-, Ver-
kehrsplanung, Fahrzeugtechnik 

Bayern – Sachsen rund 50 Projekte mehr als 150 Partner 
Langstreckenmobilität, urbane Mobilität, 
ländliche Mobilität, internationale Verbin-
dung sowie Aus-/Weiterbildung 

Berlin-Brandenburg 74 Projekte 257 Partner 

ÖPNV, Car-Sharing abstimmen und mit 
intelligenten Stromnetz aus Brandenburger 
Windkraftanlagen verbinden. Elektrofahr-
zeuge im Lieferverkehr, bei Müllentsor-
gung, Pedelec-Korridor Berlin-Branden-
burg, Batteriebusse mit Induktionsladung, 
elektrische Schiffe, etc. 

Niedersachsen ca. 40 Projekte rund 200 Partner 

gesamte Wertschöpfungskette Fahrzeug – 
Energie und Infrastruktur – Verkehr: Mobi-
litätskonzepte, intelligente Ladekonzepte, 
Produktion erneuerbarer Energie, Weiter-
bildung, Entwicklung und Produktion von 
E-Fahrzeugen   

Summe 204 707   
Durchschnittliche 
Förderung pro 
Projekt/Partner  

880 000 Euro pro Projekt 
oder 294 000 Euro pro Jahr 

255 000 Euro pro Partner 
oder 85 000 Euro pro Jahr 

  

Quelle: CAR-Institut. 
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lernt ihr neues Ressort kennen. Eine große treibende Kraft
müsste anders aussehen, und so wundert es wenig, dass
die Verkäufe von Elektroautos mit 0,15% Marktanteil am Bo-
den liegen. Pläne der Politiker werden die Verkäufe in
Deutschland nicht in Bewegung bringen, die Leitmarktvisi-
on der Kanzlerin bleibt Vision.

Literatur

Dudenhöffer, F. (2010), »Die Bedeutung der Elektromobilität für den Stand-
ort Deutschland und Defizite in der Förderung«, Zeitschrift für Umweltpolitik
und Umweltrecht (ZfU), (3), 2010, 243–260.
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In den letzten Jahren wurde in einigen eu-
ropäischen Ländern ein neuer Ansatz zur
Regulierung des »Breitbandzugangs für
Großkunden« diskutiert. In diesem Markt
können Breitbandanbieter mit wenig ei-
gener Infrastruktur über die Netzwerke an-
derer Anbieter Zugang zum Endkunden
erhalten. In Deutschland und vielen ande-
ren europäischen Ländern wird der etab-
lierte Netzbetreiber (Incumbent) in diesem
Markt auf nationaler Ebene reguliert. In ei-
nem alternativen Regulierungsansatz
könnte der Incumbent nur noch in Ge-
bieten, in denen geringer Wettbewerb
herrscht, zugangs- und entgeltreguliert
werden. In Gebieten mit ausreichend aus-
geprägtem Wettbewerb im Breitband-
markt für Großkunden würde dann die Re-
gulierung aufgehoben werden. Bisher
wurde eine lokale Deregulierung im Ver-
einigten Königreich (2008) und in Portu-
gal (2009) eingeführt.

In Deutschland hat sich die Bundesnetz-
agentur 2008 dagegen entschieden, eine
lokale Deregulierung einzuführen, da die
Regulierungsbehörde die Wettbewerbs-
unterschiede zwischen Gebieten für zu ge-
ring befand, um unterschiedliche Märkte
und damit unterschiedliche Regulierungs-

maßnahmen innerhalb Deutschlands zu
rechtfertigen. Die Monopolkommission teil-
te in ihrem Sondergutachten »Telekommu-
nikation 2011«2 diese Auffassung nicht. Sie
hält die Unterschiedlichkeit bei den Wett-
bewerbsbedingungen für ausreichend, um
regionale Märkte beim Breitbandzugang
für Großkunden abzugrenzen.

Weiterhin argumentierte die Bundesnetz-
agentur, dass Anreize, die durch eine loka-
le Deregulierung entstehen und zukünfti-
ge Entwicklungen des Wettbewerbs in die-
sem Markt beeinflussen, nicht vorhergese-
hen werden könnten. Eine zukunftsgerich-
tete Marktanalyse muss sich allerdings mit
dieser Frage auseinandersetzen. Unsere
Studie ist ein empirischer Beitrag, der zur
Beantwortung dieser Frage beitragen soll.
Dazu betrachten wir nachfolgend die Aus-
wirkungen einer lokalen Deregulierung auf
Investitionsanreize von Breitbandanbietern
anhand des Beispiels des Vereinigten Kö-
nigreichs, das die lokale Deregulierung als
erstes europäisches Land 2008  implemen-
tiert hat. 

Der Breitbandzugang für 
Großkunden

Der Markt für den Breitbandzugang für
Großkunden (entspricht Markt 5 der Re-
levante-Märkte-Empfehlung der Europäi-
schen Kommission) kann als Vorleistungs-
markt beschrieben werden, in dem Breit-

Investitionsanreize im Telekommunikationssektor1

Nadine Fabritz und Oliver Falck

Regional differenzierte Regulierung und 

Seit einigen Jahren wird in Europa ein neuer Regulierungsansatz im Telekommunikationssektor

diskutiert: weg von einer nationalen Betrachtungsweise hin zu einem subnationalen Ansatz, bei

dem Gebiete mit ausgeprägtem Wettbewerb dereguliert werden. In den Diskussionen wurden

zahlreiche Argumente mit Blick auf das Für und Wider einer regional differenzierten Regulierung

ausgetauscht. Bislang gibt es jedoch noch keine empirische Evidenz darüber, wie sich die Wett-

bewerbssituation in den deregulierten Gebieten nach der Deregulierung weiterentwickelt. Hier

wird deshalb die lokale Deregulierung des Markts für Breitbandzugänge für Großkunden im Verei-

nigten Königreich, das 2008 als erstes europäisches Land eine lokale Deregulierung eingeführt

hat, untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass sich in deregulierten Gebieten der infrastrukturba-

sierte Wettbewerb tendenziell positiv weiterentwickelt hat. Sowohl der etablierte Netzbetreiber

British Telecom als auch seine Wettbewerber investierten nach der Deregulierung eines Gebietes

dort weiterhin vermehrt in Infrastruktur.

1 Wir danken der Deutschen Telekom AG für die fi-
nanzielle Unterstützung des Forschungsvorhabens.
Weiterhin sind wir Mitarbeitern von British Telecom
für fruchtbare Diskussionen und Unterstützung bei
der Zusammenstellung der Daten, auf denen die
Analyse basiert, zu Dank verpflichtet. Der Beitrag
basiert auf der Studie »Investment in Broadband
Infrastructure under Local Deregulation: Evidence
from the UK Broadband Market« von Nadine Fa-
britz und Oliver Falck, CESifo Working Paper 4277,
2013, im Erscheinen.

2 Monopolkommission (2011), Telekommunikation
2011: Investitionsanreize stärken, Wettbewerb si-
chern, Sondergutachten 61.
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bandanbieter mit weniger ausgebauter Infrastruktur Daten-
übertragungsdienste vom Incumbent (oder auch anderen An-
bietern mit eigener Infrastruktur) in Anspruch nehmen, um
den Endkunden unter eigenem Namen Internetdienste anzu-
bieten. Dabei transportiert der Breitbandanbieter mit weniger
eigener Infrastruktur Daten über das eigene Netzwerk bis zu
einer Schnittstelle, wo der Incumbent (oder ein alternativer
Anbieter) den Datenstrom in sein Netzwerk übernimmt und
an den Endkunden liefert. Abbildung 1 stellt den Aufbau des
Marktes dar. Während der Breitbandzugang für Großkun-
den ursprünglich vom Incumbent dominiert wurde, sieht sich
dieser seit einigen Jahren immer stärkerem Wettbewerb ge-
genüber. Wettbewerber investieren verstärkt in eigene Infra-
struktur und bauen ihre Leitungen typischerweise bis an den
Hauptverteiler aus. Sie werden zu sog. »Local Loop Unbund-
lern«. Diese infrastrukturbasierten Wettbewerber sind nur noch
auf das Stück des Netzwerks des Incumbents angewiesen,
das den Hauptverteiler mit dem Endkunden verbindet, die
sog. Teilnehmeranschlussleitung (TAL oder »local loop«). Die
TAL bildet einen eigenen Markt, dessen Deregulierung hier
nicht zur Debatte steht, so dass für die infrastrukturbasier-
ten Wettbewerber ein Zugang zum Endkunden gewährleis-
tet ist. Dagegen wurde die lokale Deregulierung des Breit-
bandzugangs für Großkunden europaweit diskutiert, da eini-
ge dieser infrastrukturbasierten Wettbewerber inzwischen
auch im Breitbandzugang für Großkunden als Anbieter aktiv
sind und andere potenziell in den Markt eintreten könnten.

Die lokale Deregulierung im Vereinigten 
Königreich

Im Jahr 2008 beschloss der nationale Regulierer Ofcom im
Vereinigten Königreich eine geographisch differenzierte Re-

gulierung von Markt 5. Die Europäische Kommission befür-
wortete Ofcoms Entscheidung, da eine Ex-ante-Regulierung
aufgehoben werden sollte, wenn sich nachhaltiger infrastruk-
turbasierter Wettbewerb in einem Markt entwickelt hat. Alle
Anschlussgebiete wurden dazu in drei Kategorien eingeteilt
(vgl. Abb. 2). Gebiete in den Kategorien 1 und 2 blieben wei-
terhin reguliert, da sich dort nur geringer bis mäßiger Wett-
bewerb in Markt 5 entwickelt hatte. In Gebieten der Katego-
rie 3 hingegen war der Wettbewerb hinreichend stark aus-
geprägt, so dass die betreffenden Gebiete dereguliert wur-
den. Maßgeblich für die Einteilung in Wettbewerbszonen ist
die Anzahl relevanter Wettbewerber (Principal Operators) in
einem Anschlussgebiet. Als relevante Wettbewerber gelten
die acht größten Breitbandanbieter im Vereinigten Königreich
mit weitreichender Netzwerkinfrastruktur. Diese umfassen ne-
ben dem Incumbent British Telecom und dem Kabelanbieter
Virgin Media die bedeutendsten landesweit auf Basis von 
Local-Loop-Unbundling tätigen, infrastrukturbasierten Wett-
bewerber.

Gebiete mit bis zu drei relevanten Wettbewerbern blieben seit
2008 weiterhin reguliert. Dereguliert wurden Gebiete mit min-
destens vier aktiven relevanten Wettbewerbern. Einen Grenz-
fall bildeten Gebiete, in denen drei relevante Wettbewerber
bereits aktiv waren und mindestens ein weiterer es in abseh-
barer Zeit wurde. In diesem Fall blieben Gebiete mit bis zu
10 000 Anschlüssen reguliert, Gebiete mit mehr als 10 000 An-
schlüssen wurden dagegen dereguliert. 

Im Jahr 2010 änderte Ofcom diese Kriterien. Das Kriterium
der 10 000 Anschlüsse wurde als überflüssig erachtet und
durch den lokalen Marktanteil von British Telecom ersetzt.
Seither werden Gebiete mit drei aktiven relevanten Wettbe-
werbern und mindestens einem zukünftig aktiven dann de-
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Anmerkung: Incumbent: etablierter Netzbetreiber (British Telecom); LLU: Local Loop Unbundler (infrastrukturbasierter Wettbewerber), 
Entrant: Wettbewerber mit weniger eigener Infrastruktur, PoP: Point of Presence (Schnittstelle), TAL: Teilnehmeranschlussleitung. 

Quelle: Darstellung des ifo Instituts.

Abb. 1
Die Struktur des Breitbandzugangs für Großkunden (Markt 5)
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reguliert, wenn British Telecom einen Marktanteil von weni-
ger als 50% aufweist. Abbildung 2 zeigt die geographische
Verteilung aller deregulierten Gebiete im Jahr 2010.

Investitionsverhalten des Incumbents und seiner
Wettbewerber

Die Daten für unsere Analyse stammen von Samknows, ei-
ner weithin anerkannten und gemeinnützigen Website, die

ursprünglich gegründet wurde, um die breite Öffentlichkeit
im Vereinigten Königreich über lokale Breitbandgeschwin-
digkeiten zu informieren. Darüber hinaus werden dort detail-
lierte Informationen über die Wettbewerbssituation in den
einzelnen Anschlussgebieten zur Verfügung gestellt. Uns in-
teressiert, wie die Deregulierung von Markt 5 in einem Ge-
biet das Investitionsverhalten des Incumbents British Tele-
com und seiner Wettbewerber beeinflusst hat. Dafür bilden
wir Infrastrukturinvestitionen des Incumbents mit der Ver-
fügbarkeit von British Telecoms glasfaserbasierten Zugangs-
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Abb. 2

Die Verteilung von deregulierten Gebieten in UK

• Kategorie 1 und 2 (reguliert)
• Kategorie 3 (dereguliert)

Quelle: Darstellung des ifo Instituts, basierend auf Daten von Samknows.
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netzen (Next Generation Access, NGA) in einem Gebiet ab.
Infrastrukturinvestitionen der Wettbewerber bilden wir durch
die Anzahl der infrastrukturbasierten Wettbewerber (Local
Loop Unbundler) in einem Gebiet ab. Diese zeichnen sich
durch einen hohen Grad an Investitionen in Infrastruktur aus.
Informationen über Glasfaserverfügbarkeit und die Anzahl
an infrastrukturbasierten Wettbewerbern in den fast
6 000 Anschlussgebieten stehen uns für das Jahr 2007 kurz
vor der Einführung der lokalen Deregulierung und das Jahr
2012, also zwei Jahre nach der letzten Änderung des Re-
gulierungsrahmens, zur Verfügung.

Regulierte und deregulierte Gebiete unterschieden sich be-
reits vor 2008 in ihren Eigenschaften voneinander. In dere-
gulierten Gebieten hatte sich vorab mehr Wettbewerb ent-
wickelt, was auch die Grundlage für die Deregulierungsent-
scheidung war. Diese Gebiete zählen darüber hinaus mehr
Anschlüsse, sind dichter besiedelt und das Einkommen ist
dort in der Regel höher. Unterschiede in der Anzahl an in-
frastrukturbasierten Wettbewerbern und der Glasfaserver-
fügbarkeit zwischen regulierten und deregulierten Gebieten
im Jahr 2012 würden somit insbesondere anfängliche Wett-
bewerbsunterschiede und Unterschiede in den lokalen Ge-
gebenheiten widerspiegeln und nicht zwangsläufig auf die
Deregulierung zurückzuführen sein. Im Folgenden betrach-
ten wir daher nur Veränderungen in der Anzahl der infra-
strukturbasierten Wettbewerber und der Glasfaser-Verfüg-
barkeit innerhalb einzelner Gebiete über die Zeit. Unter -
schiede in den Niveaus, die bereits vor 2008 bestanden,
werden so herausgerechnet.

Darüber hinaus vergleichen wir nur eine Teilgruppe der An-
schlussgebiete, die vor der Deregulierung in vielen Gege-
benheiten ähnlich waren, aufgrund der Einteilung in Wett-
bewerbszonen (anhand der Anzahl relevanter Wettbewer-
ber und der Marktgröße) aber mit unterschiedlichen Wahr-
scheinlichkeiten dereguliert werden.3 Die Analyse einer Teil-
gruppe hat den Vorteil, dass wir nun ex ante ähnliche Ge-
biete miteinander vergleichen; wir vergleichen also Äpfel
mit Äpfeln und nicht Äpfel mit Birnen. Allerdings lassen sich
Ergebnisse, die auf Basis einer Teilgruppe gefunden wur-
den, nicht zwangsläufig verallgemeinern. Je kleiner die Teil-
gruppe ist, desto schwieriger ist es darüber hinaus, substan-
tielle (d.h. statistisch signifikante) Ergebnisse zu finden.

Uns interessieren insbesondere die 340 Anschlussgebiete,
in denen 2007 drei oder vier relevante Wettbewerber aktiv
waren und die zugleich weniger als 10 000 Anschlüsse zäh-
len. Diese Anschlussgebiete sind in ihrer anfänglichen Wett-
bewerbssituation und sonstigen Gegebenheiten sehr ähn-
lich, allerdings werden manche dereguliert und andere nicht.
Im Jahr 2008 wurden von den betrachteten Gebieten be-

reits 120 dereguliert, da dort jeweils mindestens vier rele-
vante Wettbewerber aktiv waren. Gebiete mit weniger als
vier relevanten Wettbewerbern konnten 2008 nicht dere-
guliert werden. Mit der Veränderung der Deregulierungskri-
terien im Jahr 2010 wurden 179 weitere Anschlussgebiete
dereguliert, da in diesen Gebieten mindestens ein relevan-
ter Wettbewerber bereits den Ausbau plante.

Da die Ausbauvorhaben dieser relevanten Wettbewerber be-
reits vor der Deregulierung getroffen wurden, sollte ihre Rea-
lisierung auch nicht ursächlich der Deregulierung zugeschrie-
ben werden. Da aber die Local Loop Unbundler unter den
relevanten Wettbewerbern auch in die uns interessierende
Ergebnisvariable, die Anzahl der infrastrukturbasierten Wett-
bewerber, einfließen, laufen wir Gefahr, nur eine selbsterfül-
lende Prophezeihung abzubilden. Um dieses Problem zu
umgehen, sind in der Gruppe der 340 Anschlussgebiete mit
drei oder vier relevanten Wettbewerbern im Jahr 2007 und
weniger als 10 000 Anschlüssen genau die 120 Anschluss-
gebiete, die bereits 2008 ohne die Berücksichtigung von
Investitionsplänen der relevanten Wettbewerber dereguliert
werden konnten, von besonderem Interesse. Denn ihre Ent-
wicklung nach der Deregulierung im Vergleich zu den wei-
terhin regulierten Gebieten ist nicht auf eine selbsterfüllen-
de Prophezeiung zurückzuführen.

Deregulierung und Investitionsanreize

Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse des Vergleichs der Verände-
rungen des Investitionsverhaltens des Incumbents und sei-
ner Wettbewerber in der oben beschriebenen Teilgruppe von
340 Anschlussgebieten. Dabei rechnen wir zusätzlich mög-
liche verbleibende Unterschiede in den anfänglichen Wett-
bewerbsbedingungen und regionalen Charakteristika, wie
die Marktgröße oder die Siedlungsdichte, zwischen den Ge-
bieten heraus. Die erste Spalte zeigt den Unterschied in
der Veränderung der Anzahl der infrastrukturbasierten Wett-
bewerber zwischen Gebieten, die 2008 oder 2010 deregu-
liert wurden, und weiterhin regulierten Gebieten. Deregu-
lierte Gebiete weisen nach der Deregulierung im Durchschnitt
0,42 infrastrukturbasierte Wettbewerber mehr auf. Um nun
den reinen Deregulierungseffekt vom Effekt des ohnehin ge-
planten Ausbaus zu isolieren, teilen wir den Deregulierungs-
effekt nach den beiden Jahren auf. In Spalte 2 kann man se-
hen, dass der Einfluss der Deregulierung bei den 2008 de-
regulierten Gebieten, für die es wie beschrieben keine Aus-
baupläne von relevanten Wettbewerbern gab, mit einem
Punktschätzwert von 0,22 zusätzlichen infrastrukturbasier-
ten Wettbewerbern deutlich kleiner ist. 

Da sich die Glasfaserverfügbarkeit auf Ausbauentscheidun-
gen von British Telecom bezieht, die nicht in die Deregulie-
rungsentscheidung mit eingeflossen sind, stellt eine selbst-
erfüllende Prophezeiung kein Problem bei der Ermittlung des
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3 Weitere Ergebnisse werden in der zugrunde liegenden Studie vorgestellt.
Im vorliegenden Beitrag wird nur die konservativste Spezifikation darge-
stellt.
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Effekts der Deregulierung auf die Glasfaserverfügbarkeit dar.
Unsere Ergebnisse in Spalte 3 zeigen, dass die Wahrschein-
lichkeit, dass British Telecom die neue Technologie ausbaut,
in deregulierten Gebieten um 16,1 Prozentpunkte höher liegt
als in weiterhin regulierten Gebieten. 

Durch unsere verwendete Methode können wir viele alter-
native Erklärungen für diese Effekte ausschließen. Unsere
Ergebnisse legen daher nahe, dass sich die bessere Ent-
wicklung von deregulierten Gebieten im Vergleich zu wei-
terhin regulierten Gebieten auf die Deregulierung zurückfüh-
ren lässt.

Schlussfolgerungen

Wir zeigen erste empirische Ergebnisse über die Auswir-
kungen einer lokalen Deregulierung auf nachfolgende Wett-
bewerbsentwicklungen im Breitbandzugangsmarkt für
Großkunden. Während die theoretischen Vorhersagen über
die Entwicklung der Infrastrukturinvestitionen und des Wett-
bewerbs nicht eindeutig sind, implizieren unsere Ergebnis-
se, dass die lokale Deregulierung des Marktes tendenziell
einen positiven Effekt auf infrastrukturbasierten Wettbewerb
sowohl des etablierten Netzbetreibers, als auch seiner Wett-
bewerber ausübt. Während in der zugrunde liegenden Stu-
die verschiedene Spezifikationen, basierend auf unter-
schiedlichen Teilgruppen von Anschlussgebieten und empi -
rischen Methoden, diskutiert werden, wurde in diesem Bei-
trag nur die konservativste Spezifikation präsentiert. Da-
nach gewinnt mit der Deregulierung jedes Anschlussge-

biet 0,22 zusätzliche infrastrukturbasierte
Wettbewerber (Local Loop Unbundler) hin-
zu. Weiterhin liegt in deregulierten Gebieten
die Wahrscheinlichkeit, dass der Incumbent
Glasfaser im Zugangsnetz (NGA) installiert,
16,1 Prozentpunkte höher als in weiterhin
regulierten Gebieten. Offenbar hatte das Vor-
gehen Ofcoms eine positive Wirkung auf den
Wettbewerb. Dieser bestand nicht nur in den
jeweiligen Anschlussbereichen zum Zeit-
punkt der Deregulierung, sondern er verfes-
tigte sich auch noch danach. 
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Tab. 1 
Der Effekt einer lokalen Deregulierung auf Investitionsanreize 

  
Anschlussgebiete mit drei oder vier relevanten 
Wettbewerbern 2007 und Anschlüsse < 10 000 

(1) (2) (3) 
Infrastruktur-

basierte Wett-
bewerber 

Infrastruktur-
basierte Wett-

bewerber 

Glasfaser-
verfügbarkeit 

Dereguliert  
(2008 oder 2010) 

0,415  0,161 

(0,196)  (0,084) 

Dereguliert (2008)  0,216  

(0,253) 

Dereguliert (2010) 0,456 

(0,193) 

Die Tabelle zeigt Ergebnisse (Punktschätzer und ihre Standardfehler in 
Klammern) einer multivariaten Regression. Geschätzt wurde ein Erste-
Differenzen-Modell für den Zeitraum 2007–2012. In dem Modell wurden 
für die Anfangswerte und Veränderung von sozioökonomischen Charak-
teristika der Anschlussgebiete kontrolliert. Darüber hinaus wurde für die 
Anzahl der infrastrukturbasierten Wettbewerber 2007, die Verfügbarkeit 
von Breitband über Kabel, die Marktgröße und länderfixe Effekte (Eng-
land, Wales, Schottland, Nordirland) kontrolliert. 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Während in vielen Industrieländern wie
Deutschland oder Japan linke und rechte
Parteien immer weniger polarisiert sind,
spielt die Parteiideologie in den Vereinig-
ten Staaten nach wie vor eine bedeuten-
de Rolle. Die Demokraten unterscheiden
sich in ihren politischen Positionen deut-
lich von den Republikanern. Die unter-
schiedliche Parteiideologie hat auch star-
ken Einfluss auf die Wirtschaftspolitik: De-
mokratische Regierungen betreiben im
Gegensatz zu republikanischen Regierun-
gen expansivere Wirtschaftspolitik. Das
steht im Einklang mit der Parteiendifferenz-
hypothese, die besagt, dass linke und
rechte Regierungen mit ihrer Politik jeweils
ihre Wählerklientel bedienen (vgl. Hibbs
1977). Frühere Studien zur Fiskalpolitik in
den USA führen zu facettenreichen Ergeb-
nissen. Beispielsweise waren in den US-
Bundesstaaten das Wachstum der Staats-
ausgaben, die Steuersätze sowie Pro-
Kopf-Staatseinnahmen und -ausgaben
unter demokratischen Gouverneuren hö-
her als unter republikanischen Gouverneu-
ren (vgl. z.B. Chang et al. 2009; Besley
und Case 1995; Alt et al. 2002; Pickering
und Rockey 2013). Andere Studien kom-
men zu dem Ergebnis, dass eine demo-
kratische Mehrheit in der Legislative, also
im Senat und im Repräsentantenhaus, zu
einer höheren Steuerbelastung geführt, die
Parteizugehörigkeit des Gouverneurs da-
bei aber nur eine kleine Rolle gespielt hat
(vgl. Reed 2006). Primo (2006) findet hin-
gegen keinen Effekt von Parteiideologie
auf die Staatsausgaben. 

Eine weitere Theorie besagt, dass Par-
teiideologie in den US-Bundesstaaten
dann keinen Einfluss auf die Wirtschafts-
politik hat, wenn der Gouverneur von Par-
tei A mit politischen Mehrheiten von Par-
tei B in der Legislative konfrontiert ist, weil
sich die Einflüsse von Partei A und Partei
B ausbalancieren (Divided-Government-
Hypothese von Alesina und Rosenthal

1996). In einer neuen Studie untersuchen
Bjørnskov und Potrafke (2013) den Ein-
fluss der Parteiideologien auf die Staats-
tätigkeit in den US-Bundesstaaten. Dabei
werden neue Indikatoren für Parteiideolo-
gie verwendet und die politischen Mehr-
heitsverhältnisse in beiden parlamentari-
schen Kammern getrennt berücksichtigt

Daten

Staatstätigkeit

Die Staatstätigkeit wird mit dem inversen
Index der ökonomischen Freiheit gemes-
sen (vgl. Karabegovic et al. 2003; Bueno
et al. 2012). Der Gesamtindex »Umfang
der Staatstätigkeit« wird als Durchschnitt
der drei Subindizes »Staatskonsum«,
»Steuerbelastung« und »Arbeitsmarktre-
gulierung« berechnet. Der Gesamtindex
sowie seine Subindizes sind auf Werte
zwischen 0 (minimale Staatsaktivität) und
10 (maximale Staatstätigkeit) normiert und
für alle 50 US-Bundesstaaten im Beob-
achtungszeitraum 1993–2009 jährlich ver-
fügbar. Als abhängige Variable verwenden
Bjørnskov und Potrafke (2013) die Diffe-
renz des Index in Periode t und Periode
t – 1. Die Veränderungen dieser Indizes
können als Maße für wirtschaftspolitische
Reformen interpretiert werden.

Der Umfang der Staatstätigkeit war in
Bundesstaaten wie Arizona, Deleware und
Tennessee traditionell gering und in New
York, Rhode Island und West Virginia be-
sonders ausgeprägt. Während es in Ari-
zona im Laufe der Jahre zu einer Auswei-
tung der Staatstätigkeit kam (von 2,3 im
Jahr 1996 auf 3,2 im Jahr 2009), gab es
in New York zwischen 1996 und 1999 ei-
ne Phase wirtschaftspolitischer Liberali-

den US-Bundesstaaten

Niklas Potrafke, Margret Schneider und Christian Simon*

Zum Einfluss von Parteiideologie auf die Staatstätigkeit in

Eine neue Studie zeigt den Einfluss von Parteiideologie auf Wirtschaftspolitik in den US-Bundes-

staaten auf. Demokraten haben die Staatstätigkeit ausgeweitet; Republikaner haben sie zurück-

gefahren. Insbesondere haben Republikaner die Arbeitsmärkte dereguliert. Problemlos imple-

mentiert werden können die Politikunterschiede aber nur, wenn es keine geteilten Mehrheitsver-

hältnisse zwischen Exekutive und Legislative gibt.

* Margret Schneider und Christian Simon waren im
Februar und März 2013 Praktikanten im Bereich
Öffentlicher Sektor am ifo Institut.
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sierung (der Umfang der Staatstätigkeit sank von 4,6 auf
4,1). Der Rückgang des Gesamtindexes in New York resul-
tierte aus dem Rückgang der Indizes »Staatskonsum« (von
4,8 auf 3,8), und »Steuerbelastung« (von 4,9 auf 4,4) bei ähn-
lich bleibender Arbeitsmarktregulierung. 

In der betrachteten Periode gab es im Durchschnitt über al-
le Bundesstaaten die meiste Bewegung im Subindex »Staats-
konsum«, dieser stieg fast kontinuierlich an (vgl. Abb.1). Vom
Tiefstand im Jahr 1998 (2,56 Punkte) kletterte der Index auf
3,54 Punkte im Jahr 2009. Im Gegensatz dazu lagen die bei-
den anderen Indizes (»Steuerbelastung« und »Arbeitsmarkt-
regulierung«) zu Beginn und Ende des Betrachtungszeitraums
auf einem ähnlichen Niveau. Innerhalb des Betrachtungszeit-
raums war der Index für Arbeitsmarktregulierung stärkeren
Schwankungen ausgesetzt als der Index für Steuerbelas-
tung. Der Anstieg im Gesamtindex ist maßgeblich durch den
Anstieg im Subindex »Staatskonsum« bedingt.

Parteiideologie

Frühere Studien haben bei der Messung von Parteiideolo-
gie in den US-Bundesstaaten nur zwischen Demokraten und
Republikanern differenziert. Dies ist gleichbedeutend mit der
Annahme, dass die Demokraten und die Republikaner in
allen Bundesstaaten jeweils die gleichen politischen Positio-
nen vertreten. Jedoch unterscheidet sich die Ideologie in-
nerhalb der politischen Parteien von Bundesstaat zu Bun-
desstaat: So gelten die Demokraten in südlichen US-Bun-
desstaaten als deutlich konservativer im Vergleich zu ihren
Parteifreunden an der Ostküste. Zudem hat sich die ideo-
logische Ausrichtung der Demokraten und Republikaner in
den vergangenen Jahren auseinander bewegt. Diesem Um-
stand tragen die Daten zur ideologischen Positionierung von
Shor und McCarty (2011) Rechnung. Diese Ideologieko-
dierung nutzen Bjørnskov und Potrafke (2013) zusätzlich zur
gewöhnlichen Parteikodierung (Demokraten versus Repu-

blikaner), um den zeitlichen und zwischen-
staatlichen Differenzen innerhalb der Partei-
en gerecht zu werden. 

Beide Verfahren, die Ideologieeinordnung
über die Parteizugehörigkeit und über die
Ideologiedaten von Shor und McCarty
(2011), wurden für die Gouverneure und die
parteipolitische Mehrheit jeweils im Senat
und im Repräsentantenhaus eines Bundes-
staates angewandt. Im Folgenden werden
die Ergebnisse zum Einfluss der Ideologie
der Gouverneure diskutiert, die Resultate
zum Einfluss von demokratischen und re-
publikanischen Mehrheiten im Repräsentan-
tenhaus und im Senat sind ähnlich und kön-
nen in der Studie von Bjørnskov und Potraf-
ke (2013) nachvollzogen werden. 

Die Daten von Shor und McCarty (2011) beschreiben ideo-
logische Positionen der politischen Parteien in den US-Bun-
desstaaten. Erstellt sind die Positionen anhand von realem
Abstimmungsverhalten der demokratischen und republika-
nischen Abgeordneten in beiden parlamentarischen Kam-
mern und wiederholten Politikerbefragungen. Nicht einbezo-
gen wird Nebraska aufgrund seines parlamentarischen Ein-
kammersystems. Die Bandbreite reicht dabei von – 1,65 (ex-
trem linke Demokraten) bis 1,33 (extrem konservative Re-
publikaner). Demnach sind beispielsweise die gemäßigten
Republikaner in New York mit einem Wert von – 0,15 links
von den sehr konservativen Demokraten in Mississippi (0,20)
einzuordnen. Abbildung 2 zeigt die Ideologie der Parteien
im Durchschnitt beider Parlamentskammern in den einzel-
nen Bundesstaaten. Dabei bedeutet ein langer Balken, dass
sich die ideologischen Positionen der Partei in der betrach-
teten Periode stark verschoben haben. Diese Werte werden
auch verwendet, um die ideologische Position der Gouver-
neure zu approximieren. Um die Gouverneure ideologisch
links und rechts einzuordnen, wird der Median ihrer Ideolo-
giewerte ermittelt: Ein Gouverneur, der einen geringeren Ideo-
logiewert als den Median aufweist, gilt demnach als links, an-
dernfalls als rechts. So wird beispielsweise der spätere Prä-
sidentschaftskandidat der Republikaner Mitt Romney, der
von 2003 bis 2006 Gouverneur von Massachusetts war, als
linker Politiker klassifiziert, weil seine ideologische Ausrich-
tung eben knapp links vom Median liegt. Im Gegensatz da-
zu wurde der demokratische Gouverneur von Mississippi,
Ronnie Musgrove (2000–2004), als rechter Politiker einge-
ordnet.

Die vorhandenen Daten für 49 US-Staaten (ohne Nebras-
ka) von 1993 bis 2009 umfassen bis zu 607 Beobachtun-
gen (die Ideologiedaten von Shor und McCarty 2011 sind
nicht für alle 49 Bundesstaaten über den gesamten Beob-
achtungszeitraum verfügbar). 

2.5

3.0

3.5

4.0

1993 1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009

Staatstätigkeit (insgesamt)
Staatskonsum
Steuerbelastung
Arbeitsmarktregulierung

Entwicklung der Staatstätigkeiten in den US-Bundesstaaten, 1993–2009

Index

Quelle: Bueno et al. (2012); inverse Indices "ökonomischer Freiheit".

Abb. 1
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Empirische Ergebnisse zum Einfluss von Partei-
ideologie auf den Umfang der Staatstätigkeit

Einfluss von Ideologie unter Parteikodierung auf die 
Staatstätigkeit

Die durchschnittliche Veränderung der vier Staatstätigkeits-
indizes mit der gewöhnlichen Parteikodierung zeigt die Ab-
bildung 3. Dabei wird zwischen 245 demokratischen und
338 republikanischen Gouverneuren unterschieden. 

Gemäß dieser deskriptiven Statistik ist der Umfang der
Staatstätigkeit im Durchschnitt der 49 Bundesstaaten (Mit-
telwert 3,064) unter demokratischen Gouverneuren et-
was gewachsen (um 0,006 Punkte), unter republikanischen
Gouverneuren jedoch gesunken (um – 0,017 Punkte, vgl.
Abb. 3 oben links). Der Index »Staatskonsum« (Mittelwert:
2,78) stieg unter demokratischen Gouverneuren im Mittel
um 0,036 Punkte und veränderte sich unter republikani-
schen Gouverneuren kaum (vgl. Abb. 3 oben rechts). Beim
Index »Steuerbelastung« (Mittelwert: 3,43) scheint die Par-
teizugehörigkeit des Gouverneurs kaum eine Rolle für die
wirtschaftspolitischen Reformen zu spielen, der Unter-
schied fällt gering aus (– 0,009 vs. – 0,016 Punkte, Abb. 3
unten links).

Im Bereich der Arbeitsmarktregulierung (Mittelwert: 3,06)
deutet die deskriptive Statistik darauf hin, dass republika-
nische Gouverneure die Arbeitsmärkte stärker dereguliert
haben als demokratische Gouverneure (– 0,035 vs.
– 0,009 Punkte, vgl. Abb.3 unten rechts).

Die Veränderung in den drei Indizes »Staatstätigkeit (insge-
samt)«, »Staatskonsum« und »Steuerbelastung« unter de-
mokratischen und republikanischen Gouverneuren sind je-
weils signifikant verschieden. 

Um den tatsächlichen Effekt von Parteiideologie auf die Ver-
änderung der Staatstätigkeit zu isolieren, wurden anhand
von Regressionen die Einflüsse von Wählerpräferenzen bei
Präsidentschaftswahlen sowie weiterer Kontrollvariablen,
wie der Inflation oder dem Bevölkerungswachstum, heraus-
gerechnet. Dabei wird nur eine der aus Abbildung 3 abge-
leiteten Vermutungen bestätigt: Republikanische Gouver-
neure haben den Arbeitsmarkt signifikant stärker dereguliert
als ihre demokratischen Amtskollegen. Für die Indizes
»Staatstätigkeit (insgesamt)« und »Staatskonsum« ergeben
sich keine signifikanten Ideologieeffekte.

Einfluss von Ideologie unter Ideologiekodierung nach Shor
und McCarty auf die Staatstätigkeit

Die durchschnittliche Veränderung der vier Staatstätig-
keitsindizes mit der neuen Ideologiekodierung von Shor
und McCarty (2011) zeigt die Abbildung 4. Dabei wird zwi-
schen 284 linken und 299 rechten Gouverneuren unter-
schieden.

Mit der präziseren Ideologiekodierung werden Unterschie-
de zwischen der Politik von linken und rechten Gouverneu-
ren nur noch im Bereich der Arbeitsmarktregulierung sicht-
bar (diese sind allerdings nicht signifikant). Auffällig ist, dass
die aus Abbildung 3 vermuteten Unterschiede im Gesamt-
index und im Subindex »Staatskonsum« mit der präziseren
Ideologiekodierung verschwinden. 
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Abb. 2
Ideologische Polarisierung von Demokraten und 
Republikanern in den US-Bundesstaten



Forschungsergebnisse

i fo  Schne l ld ienst  11/2013 –  66.  Jahrgang – 13.  Jun i  2013

27

Anhand verschiedener Regressionen kommen Bjørnskov
und Potrafke (2013) jedoch auch mit der präziseren Ideolo-
giekodierung von Shor und McCarty (2011) zu dem Ergeb-
nis, dass rechte Gouverneure die Arbeitsmärkte signifikant
stärker dereguliert haben als linke Gouverneure. Für die
drei anderen Indizes ergeben sich, wie auch schon bei der
Parteikodierung, keine signifikanten Ergebnisse.

Einfluss von geteilten Regierungen auf
ideologieinduzierte Politikmaßnahmen

Die ideologische Position der Parteien wirkt
sich nicht nur in der Person des Gouver-
neurs, sondern auch über die Mehrheits-
fraktionen im Senat und dem Repräsentan-
tenhaus auf die Regierungstätigkeit aus. So
ergeben sich vier verschiedene Machtkons -
tellationen: Dem Gouverneur wird »durch-
regieren« ermöglicht, wenn seine Partei auch
in den beiden Parlamentskammern die
Mehrheit stellt. Wenn jedoch die Oppositi-
on zum Gouverneur in beiden Parlaments-
kammern der Legislative die Mehrheit stellt,
spricht man im Englischen von Overall divi-
sion. Ein Gouverneur kann ebenso nur ei-
nem von der Konkurrenzpartei dominierten
Senat (Approval division) beziehungsweise
Repräsentantenhaus (Proposal division) ge-
genüberstehen. Das Repräsentantenhaus
und der Senat haben unterschiedliche Kom-
petenzen: Während das Repräsentanten-
haus teilweise eigene Gesetzesinitiativen
starten kann, verbleibt es dem Senat nur,

die eingebrachten Gesetzesvorlagen des Gouverneurs oder
des Repräsentantenhauses entweder zu billigen oder nicht.
Bjørnskov und Potrafke (2013) unterscheiden zwischen die-
sen drei Arten von geteilten Regierungen und überprüfen,
ob geteilte Regierungen ideologiebestimmten Politikmaß-
nahmen entgegenwirken. Ebenso überprüft wird, ob die ge-

genläufigen Effekte aufgrund der unter-
schiedlichen Kompetenzen des Repräsen-
tantenhauses und Senats je nach Art der
Teilung variieren.

Im betrachteten Zeitraum wurden der Gou-
verneur und die Mehrheiten in beiden Kam-
mern 247-mal von derselben Partei gestellt.
Eine komplett geteilte Regierung (Overall di-
vision) konnte 224-mal, eine abweichende
Mehrheit im Repräsentantenhaus (Proposal
division) 84-mal sowie im Senat (Approval
division) 52-mal beobachtet werden.

Inwieweit geteilte Regierungen zu einer Kon-
terkarierung der Ideologieeffekte geführt ha-
ben, kann am besten im Bereich der Arbeits-
marktregulierung mit der präzisen Ideologie-
kodierung diskutiert werden. Die Abbildung 5
zeigt, in welchem Ausmaß linke bzw. rech-
te Gouverneure bei vereinigter Regierung
(vgl. Abb. 5 oben links) und unter den drei
Arten von geteilter Regierung den Arbeits-
markt dereguliert haben.
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Rechte Gouverneure, die eine Mehrheit in beiden Kam-
mern hatten, deregulierten den Arbeitsmarkt stärker als lin-
ke (– 0,014 vs. – 0,042 Punkte, Abb. 5 oben links). Dieser
Gesamteffekt ist so stark, dass ihn auch ein prominentes
Gegenbeispiel nicht schwächen kann. In Florida wurde
2004 unter dem republikanischen Gouverneur Jeb Bush
die Einführung eines Mindestlohnes oberhalb des nationa-
len Mindestlohns als Ergänzung zur Verfassung beschlos-
sen. So erhöhte sich der Wert des Index für »Arbeitsmarkt-
regulierung« von 1,263 im Jahr 2004 auf 2,134 im Jahr
2005).1

Bei geteilter Regierung ist kein Unterschied zwischen den
Parteien feststellbar, da ein rechter Gouverneur gegen die
Mehrheit der Linken im Repräsentantenhaus und im Senat
nicht mehr die gewünschten Maßnahmen durchsetzen kann
(vgl. Abb. 5 oben rechts). Im Falle der Approval division
scheint es, als könne der jeweilige Gouverneur die ge-
wünschte Politik durchsetzten (– 0,021 vs. – 0,054 Punkte,
Abb. 5 unten links). Allerdings ist dieser Befund aufgrund
der kleinen Anzahl an Beobachtungen (n = 50) mit Vorsicht
zu genießen. Steht einem Gouverneur von Partei A im Re-
präsentantenhaus eine Mehrheit von Partei B gegenüber
(Proposal division, Abb. 5 unten rechts), ergeben sich kaum
Unterschiede in der Arbeitsmarktpolitik von linken und rech-
ten Gouverneuren (– 0,027 vs. – 0,033 Punkte); auch hier
ist die Beobachtungszahl relativ klein.

Die Regressionen von Bjørnskov und Potrafke (2013) bestä-
tigen die aus den deskriptiven Statistiken abgeleiteten Ver-

mutungen. Bei vereinigten Regierungen gibt
es zwischen den ideologischen Gegenspie-
lern signifikante Unterschiede in der Arbeits-
marktregulierung, und zwar unabhängig da-
von, wie Parteiideologie gemessen wird. Die
Unterschiede verschwinden allerdings, wenn
der Gouverneur einer fremden Mehrheit im
Repräsentantenhaus (Proposal division) oder
in beiden legislativen Kammern (Overall di-
vision) gegenübersteht.

Schlussfolgerung

In den US-Bundesstaaten hat Parteiideolo-
gie einen Einfluss auf die Wirtschaftspolitik.
Demokraten haben die Staatstätigkeit aus-
geweitet; Republikaner haben sie zurückge-
fahren. Besonders ausgeprägt sind die Po-
litikunterschiede zwischen Demokraten und
Republikanern im Bereich der Arbeitsmarkt-
politik: Die Arbeitsmärkte sind unter Repu-
blikanern deutlich stärker dereguliert worden

als unter Demokraten. Einen ganz ähnlichen Effekt haben
Bjørnskov und Potrafke (2012) für den kanadischen Arbeits-
markt identifiziert. 

Die Politikunterschiede in den US-Bundesstaaten können
Demokraten und Republikaner aber nur bei vereinigter Re-
gierung problemlos implementieren. Overall division und Pro-
posal division haben parteiideologischer Politikgestaltung
Einhalt geboten. Die Wähler in den Vereinigten Staaten kön-
nen parteiideologisch beeinflusste Politik also verhindern, in-
dem sie bei Wahlen während der Legislaturperiode der Op-
positionspartei des Gouverneurs zur Mehrheit zumindest im
Repräsentantenhaus verhelfen (checks and balances). Dies
ist Evidenz für die Divided-government-Theorie von Alesina
und Rosenthal (1996). 

In Deutschland sind seit Anfang 2013 ebenfalls geteilte Mehr-
heitsverhältnisse zu beobachten: Seit den Landtagswahlen
in Niedersachsen verfügt die rot-grüne Opposition im deut-
schen Bundestag über die Mehrheit im Bundesrat. Sie kann
nun zustimmungspflichtige Gesetzesvorhaben der schwarz-
gelben Bundesregierung verhindern oder durch das Anru-
fen des Vermittlungsausschusses Entscheidungen ständig
vertagen. In Zukunft wird nun mit Spannung zu beobach-
ten sein, ob die geteilten Mehrheitsverhältnisse auch in
Deutschland zu zunehmender Konvergenz zwischen der 
Politik der verschiedenen Parteien führen werden.
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Zur Bekämpfung des drohenden Klimawandels werden un-
terschiedlichste Anstrengungen unternommen: Strom wird
aus erneuerbaren Quellen erzeugt, Biokraftstoffe werden ge-
nutzt, und Gebäude werden energieeffizient saniert. Ziel all
dieser Maßnahmen ist es, den Ausstoß an schädlichen Treib-
hausgasen – insbesondere CO2 – zu reduzieren. Eine wei-
tere Möglichkeit, dieses wichtige Ziel zu erreichen, könnte
auf den ersten Blick überraschend erscheinen: Es geht um
die Entscheidung, ob man in der Stadt oder auf dem Land
wohnt und welche strukturellen Eigenschaften eine Stadt
hat. Vor dem Hintergrund des weltweiten Trends zur Urba-
nisierung – mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung lebt
bereits heute in Städten, im Jahr 2050 werden es voraus-
sichtlich zwei Drittel sein – scheint diese Frage von erhebli-
cher Bedeutung zu sein.

Bereits im Jahr 1988 haben Newman und Kenworthy dar -
auf hingewiesen, dass die Unterschiede zwischen dem
Pro-Kopf-Benzinverbrauch in verschiedenen US-amerika-
nischen Städten bis zu 40% betragen. Bedeutsam ist da-
bei, dass diese Unterschiede nicht auf Preis- oder Einkom-
mensunterschiede, sondern auf Landnutzungs- und Ver-
kehrsplanung zurückzuführen sind. Noch größer sind nach
Newman und Kenworthy (1988) diese Unterschiede im glo-
balen Vergleich: Der Pro-Kopf-Benzinverbrauch in US-ame-
rikanischen Städten ist fast zweimal so hoch wie in Aust-
ralien, viermal höher als in Europa und zehnmal höher als
in Asien. 

Die OECD-Initiative »Redefining Urban – A New Way to
Measure Metropolitan Areas« (OECD 2012b) stellt umfang-
reiche Daten zur Verfügung, mit deren Hilfe sich die Fra-
ge, ob Stadtplanung ein Klimaschutzinstrument sein kann,
neu untersuchen lässt. In Abbildung 1 ist der Pro-Kopf-
CO2-Ausstoß in 268 ausgewählten Städten der Welt und
die Bevölkerungsdichte (Einwohnerzahl je km2) dargestellt.1

Ein negativer Zusammenhang ist unmittelbar erkennbar:
Je weniger dicht die Besiedlung ist, desto höher ist der
CO2-Ausstoß.

Die Karten in Abbildung 2 und 3 betrachten diesen Zusam-
menhang detailliert. Dargestellt werden zum einen die Be-
völkerungsdichte in den 268 Städten und zum anderen der
jeweilige Pro-Kopf-CO2-Ausstoß. In beiden Fällen werden
diese Daten zu der absoluten Einwohnerzahl in den Metro-
polen ins Verhältnis gesetzt. Abbildung 2 zeigt deutlich: Städ-
te mit sehr großen Einwohnerzahlen sind grundsätzlich in al-
len Regionen der Welt zu finden. In Japan bzw. Südkorea
ist der relative Anteil dieser sehr großen Metropolen mit mehr
als 5 000 000 Einwohnern allerdings höher als in Nordame-
rika bzw. in Europa, wo es eine größere Anzahl von Städ-
ten mit weniger als 3 000 000 Einwohnern gibt. Auffällig ist
aber auch, dass die Metropolen in Ostasien deutlich dich-
ter besiedelt sind als in Europa und die europäischen wie-
derum dichter als solche in Nordamerika. 

Abbildung 3 zeigt nun, dass sich diese Unterschiede auch
im CO2-Ausstoß in diesen Städten niederschlagen. Damit
ergibt sich eine noch klarere Aufteilung dieser Weltregio-
nen: In Japan und Südkorea ist der Pro-Kopf-CO2-Ausstoß
in der überwiegenden Anzahl der Städte klein, nur wenige
weisen einen Ausstoß von mehr als 11 t im Jahr 2005 auf.
In Europa ist in der Mehrzahl der Städte der Pro-Kopf-CO2-
Ausstoß ebenfalls niedrig, es findet sich allerdings eine grö-
ßere Zahl von Städten, die zwar unter 1 500 000 Mill. Ein-
wohner haben, aber einen recht hohen Ausstoß an CO2

aufweisen. Diese Städte befinden sich im Wesentlichen
im westlichen Teil Deutschlands. Ein gänzlich anderes Bild
stellt sich auf der anderen Seite des Atlantiks dar: In den
USA scheint der CO2-Ausstoß grundsätzlich sehr hoch zu
sein und nicht im besonderen Maße mit der Einwohner-
zahl im Zusammenhang zu stehen. Besonders ausgeprägt

ist dies in Gegenden abseits der Küstenre-
gionen. In Mexiko hingegen ist der Ausstoß
insgesamt niedriger als in den USA.

Zukünftige Forschungsarbeiten werden zei-
gen, wie stark der Zusammenhang zwischen
Bevölkerungsdichte in Städten und dem
CO2-Ausstoß ist, wenn für weitere wichtige
Größen wie Einkommen oder das lokale
Preisniveau kontrolliert wird. Erst dann wird
die Frage beantwortet werden können, ob
die Stadtplanung in die Reihe der klimapoli-
tischen Instrumente aufgenommen werden
muss.

Marc Gronwald und Jana Lippelt

Kurz zum Klima: Stadtplanung als Klimaschutzinstrument?
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1 Zur Berechnung des CO2-Ausstoßes vgl. Piacentini und
Rosina (2012). Die Daten sind verfügbar unter
www.oecd.org/gov/regional/measuringurban. Aufgrund
der Verfügbarkeit der Daten bezieht sich der CO2-Aus-
stoß auf das Jahr 2008, die Bevölkerungsdaten auf das
Jahr 2006.
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Nach den Ergebnissen der vierteljährlichen
Umfrage des ifo Instituts bei den freischaf-
fenden Architekten hat sich das Geschäfts-
klima zu Beginn des zweiten Quartals 2013
spürbar verbessert. Es ist so gut wie zu Be-
ginn der 1900er Jahre – also der Zeit des
Wiedervereinigungsbooms.

Die befragten Architekten beurteilten ihre ak-
tuelle Geschäftslage sichtlich besser als in
den Vorquartalen (vgl. Abb. 1). Dabei ist be-
sonders hervorzuheben, dass nur noch je-
der siebte Architekt seine Lage als »schlecht«
bewertete (Vorquartal: 23%). Dies ist eine ein-
malig niedrige Quote. Gleichzeitig bezeich-
neten 43% der Testteilnehmer (Vorquartal:
41%) ihre momentane Geschäftslage als
»gut«. Auch die Geschäftserwartungen ha-
ben sich gegenüber den Einschätzungen vor
einem Vierteljahr verbessert. Während der
Anteil der eher optimistisch eingestellten Ar-
chitekten bei rund 17% verharrte, sank der
Anteil der eher skeptischen Architekten deut-
lich um 6 Prozentpunkte von 16 auf nur noch
10%. 

Im ersten Quartal 2013 konnten 57% der frei-
schaffenden Architekten neue Verträge ab-
schließen. Wie zu erwarten, konnte der au-
ßergewöhnlich hohe Wert vom Vorquartal
(60%) nicht wieder erreicht werden. Der Trend
ist allerdings weiterhin aufwärts gerichtet.
Und es muss auch berücksichtigt werden,
dass Werte über 50% schon auf eine recht
gute Auftragsvergabesituation hindeuten. 

Im Berichtsquartal lag das geschätzte Bau-
volumen aus den neu abgeschlossenen Ver-
trägen (Neubauten ohne Planungsleistungen
im Bestand) um rund ein Achtel unter dem
Niveau des Vorquartals. Dabei waren vor al-
lem die Volumina für die neu hereingenom-
menen Aufträge zur Planung von Wohnge-
bäuden (– 20%, vgl. Abb. 2) geschrumpft.
Das Auftragsvolumen für die Planung von
Nichtwohngebäuden fiel dagegen nur gering-
fügig kleiner aus als im vierten Quartal 2012
(vgl. Abb. 3).

Die befragten Architekten akquirierten im ers-
ten Quartal 2013 nahezu wieder den gleichen
Umfang an Planungsaufträgen für Ein- und
Zweifamiliengebäude wie im Vorquartal. Nach
der Überwindung des Auftragstiefs in den
Jahren 2006 und 2007 konnten die Architek-

Erich Gluch
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ten nunmehr seit gut zwei Jahren den Umfang der neu her -
eingenommenen Aufträge in diesem Teilsegment auf einem
fast doppelt so hohen Niveau stabilisieren. Besonders be-
eindruckend – wenngleich nicht überraschend – verläuft
die Entwicklung seit gut einem Jahr im Geschosswohnungs-
bau. Trotz des deutlichen Rücksetzers im Berichtquartal war
die Summe der neu hereingenommenen Aufträge zur Pla-
nung von Mehrfamiliengebäuden im ersten Quartal 2013 um
rund 150% größer als gerade einmal vor eineinhalb Jahren.
Bemerkenswert ist vor allem, dass – nach einer langen
Schwächephase – erstmals auch die Nachfrage in Ost-
deutschland deutlich angezogen hat.

Erfreulich verliefen die Auftragsvergaben gewerblicher Auf-
traggeber; hier war im ersten Quartal 2013 ein Plus von 15%
gegenüber dem Vorquartal zu verzeichnen. Als desaströs
muss man dagegen mittlerweile die Situation im öffentlichen
Sektor bezeichnen. Es war zu erwarten, dass das hohe Vo-
lumen aus dem Jahr 2012 nicht zu halten war. Aber nun
brach innerhalb von nur einem Quartal das Auftragsvolumen
um rund zwei Drittel ein.

Nach den eingegangenen Meldungen hat sich der Auftrags-
bestand bei den befragten Architekten weiter erhöht. Zu Be-
ginn des zweiten Quartals 2013 betrugen ihre Auftrags-
polster im Durchschnitt 6,2 Monate (vgl. Abb. 4). Damit wur-
de wieder das Niveau von vor 18 Jahren erreicht.
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Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft
Deutschlands ist nach zwei Rückgängen in Folge wieder ge-
stiegen. Die Unternehmen sind mit ihrer aktuellen Ge-
schäftslage deutlich zufriedener als im Vormonat. Der Aus-
blick auf den weiteren Geschäftsverlauf ist unverändert leicht
positiv. Die deutsche Konjunktur behauptet sich in einem
schwierigen europäischen Umfeld.

Das Geschäftsklima besserte sich in drei von vier Teilberei-
chen, dem Verarbeitenden Gewerbe und den beiden Han-
delsstufen. Hier fielen die Lageeinschätzungen positiver aus,
und die Erwartungen an das weitere Geschäft hellten sich
auf. Nur im Bauhauptgewerbe gab der Geschäftsklimain-
dex vor allem aufgrund sinkender Erwartungen bezüglich
des weiteren Geschäftsverlaufs – die gegenwärtige Ge-
schäftslage verbesserte sich – nach.

Das ifo Beschäftigungsbarometer für die gewerbliche Wirt-
schaft Deutschlands, inklusive des Dienstleistungssektors,
hat sich nach dem deutlichen Rückgang im Vormonat im
Mai etwas erholt. Im Verarbeitenden Gewerbe ist der Index
wieder gestiegen. Jedoch besteht weiterhin eine gewisse
Unsicherheit bezüglich Neueinstellungen. Im Bauhauptge-
werbe sank das Barometer erneut saisonbereinigt, volle Auf-
tragsbücher werden jedoch trotzdem dazu führen, dass Per-
sonal eingestellt wird. An den expansiven Beschäftigungs-
plänen im Dienstleistungsgewerbe hat sich nichts geändert.
Sowohl im Einzel- als auch im Großhandel stieg der Index
wieder etwas. Jedoch sind hier weiterhin keine großen Be-
schäftigungsdynamiken zu erwarten. 

Der Geschäftsklimaindikator im Verarbeitenden Gewerbe
hat nach dem deutlichen Rückgang im Vormonat wieder zu-
gelegt. Die Industriefirmen sind merklich zufriedener mit ih-
rer aktuellen Geschäftslage. Ihre Erwartungen an den wei-
teren Geschäftsverlauf bleiben leicht optimistisch. Die Ex-
porterwartungen sind zwar leicht gesunken, signalisieren
aber weiterhin, dass die Firmen mit Impulsen aus dem Aus-
land rechnen. Nach zwei Rückgängen in Folge nahm die
Nachfrage wieder zu, und auch die Produktion konnte wie-
der leicht gesteigert werden. Die Preise konnten nur noch
vereinzelt angehoben werden, und auch in Zukunft werden
sich Preiserhöhungen und -senkungen die Waage halten.
Im Investitionsgütergewerbe konnte der merkliche Rück-
gang des Geschäftsklimas vom Vormonat nahezu wieder
ausgeglichen werden. Sowohl die Einschätzungen zur Ge-
schäftslage als auch die Erwartungen an den weiteren Ge-
schäftsverlauf fielen wieder besser aus. Dies ist insbeson-
dere auf eine deutlich verbesserte Nachfragesituation zu-
rückzuführen. Auch der Auftragsbestand entwickelte sich

Klaus Wohlrabe

ifo Konjunkturtest Mai 2013 in Kürze1

1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von
Unternehmensbefragungen in den anderen EU-Ländern sowie des 
Ifo World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturpers -
pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr
abonniert werden.
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positiv. Der Lagerdruck nahm jedoch deutlich zu, und die
Exporterwartungen erhielten einen kleinen Dämpfer. Auch
im Konsumgüterbereich stieg das Geschäftsklima wieder.
Die befragten Unternehmen waren wieder deutlich zufrie-
dener mit ihrer aktuellen Geschäftslage und blickten weni-
ger pessimistisch in die Zukunft. Die Produktion konnte bei
anziehender Nachfrage wieder leicht gesteigert werden.
Nach einem starken Rückgang im April erholte sich das
Geschäftsklima im Ernährungsgewerbe wieder etwas. Die
Unternehmer waren etwas zufriedener mit ihrer Geschäfts-
situation, und der Ausblick auf den weiteren Geschäftsver-
lauf hellte sich auf. In der chemischen Industrie stieg auf-
grund deutlich verbesserter Lageeinschätzungen das Ge-
schäftsklima wieder. Die aktuelle Lage befindet sich auf dem
höchsten Stand seit Juli 2012. Die Erwartungen wurden
leicht zurückgenommen, liegen aber immer noch mehrheit-
lich im positiven Bereich. Die Lager füllten sich etwas, und
es werden wieder zusätzliche Impulse aus dem Ausland
erwartet. Im Gegensatz zu vielen anderen Bereichen des
Verarbeitenden Gewerbes sank der Geschäftsklimaindex
in den Bereichen Herstellung von Metallerzeugnissen und
der Metallerzeugung und -bearbeitung. Im letzteren Sektor
wurde die stark negative Beurteilung der aktuellen Ge-
schäftslage etwas zurückgenommen, jedoch drehten die Er-
wartungen erstmals seit November 2012 in den negativen
Bereich. Eine der Ursachen war ein Einbruch bei den Ex-
porterwartungen. Ein Anstieg des Geschäftsklimas wurde
auch in den Bereichen Elektrotechnik, Maschinen- und Fahr-
zeugbau beobachtet.

Im Bauhauptgewerbe gab der Geschäftsklimaindex erneut
etwas nach. Die Bauunternehmer waren mit ihrer aktuellen
Geschäftslage zwar wieder etwas zufriedener als im Vor-
monat. Jedoch hat der Optimismus mit Blick auf die weite-
re Geschäftsentwicklung abgenommen. Bei anziehender
Bautätigkeit war der Auslastungsgrad der Gerätekapazitä-
ten mit 74% nahe seinem gesamtdeutschen Rekordhoch.
Nur noch 30% der befragten Unternehmer meldeten Pro-
duktionsbehinderungen, nachdem es im Vormonat noch
77% waren. Dies ist insbesondere auf die sich bessernden
Witterungseinflüsse zurückzuführen. Über Auftragsmangel
klagten 13% der Firmen, dies ist der niedrigste Wert seit
mehr als einem halben Jahr. Die Auftragsbücher sind voll,
was sich in der Reichweite der Auftragsbestände wider-
spiegelt. Diese liegt mit 3,1 Monaten immer noch deutlich
über dem langfristigen Durchschnitt. Spielräume für Preis-
erhöhungen sind sowohl im Befragungsmonat als auch in
Zukunft weniger gegeben. Im Hochbau hat sich das Ge-
schäftsklima eingetrübt, wobei die befragten Unternehmen
sowohl die gegenwärtige Lage als auch die zukünftige Ent-
wicklung zurückhaltender bewerteten. Die Entwicklung beim
Auftragsbestand verlief etwas ungünstiger, jedoch konnte
aufgrund bestehender Aufträge und besserer Witterung die
Bautätigkeit deutlich gesteigert werden. Die Geräteauslas-
tung stieg auf den höchsten Wert seit November letzten 

Jahres. Im Gegensatz zum Hochbau hat sich das Ge-
schäftsklima im Tiefbau verbessert, wenn auch nur gering-
fügig. Nach Einschätzung der befragten Firmen hellte sich
die Geschäftslage gegenüber April auf. Die Aussichten hin-
sichtlich des zukünftigen Geschäftsverlaufs trübten sich hin-
gegen ein. Nachdem im Vormonat noch 85% der Firmen
über Produktionsbeeinträchtigungen berichtet hatten, war
es im Mai nur noch ein Drittel. Die Auftragsreserven lagen
mit drei Monaten deutlich über dem Vorjahreswert von
2,7 Monaten. Nach den Meldungen der Firmen zu schlie-
ßen, konnten wieder häufiger Preisanhebungen durchge-
setzt werden. Allerdings dürften sich die Preiserhöhungs-
spielräume in der nahen Zukunft wieder verringern.

Nach zuletzt zwei spürbaren Verschlechterungen in Folge
hat sich das Geschäftsklima im Großhandel im Mai wieder
merklich aufgehellt. Die positiven Geschäftslageurteile ge-
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wannen wieder deutlich die Oberhand, und die Aussichten
für die kommenden Monate wurden von den teilnehmen-
den Großhändlern nicht mehr ganz so skeptisch einge-
schätzt wie im April. Der Umsatz konnte gesteigert und
der Lagerdruck abgebaut werden. Die restriktiven Bestell-
pläne konnten etwas gelockert werden. Die Verbesserung
der Geschäftsklimas in der Konsumgüterindustrie spiegelt
sich auch im Großhandel mit Konsumgütern wider. Bei sich
deutlich verbesserter Geschäftslage und weniger pessi-
mistischen Geschäftsaussichten stieg das Geschäftsklima
wieder deutlich. Die Bestelltätigkeit wurde deutlich weni-
ger restriktiv ausgelegt, und der Lagerbestand konnte merk-
lich reduziert werden. Ein ähnliches Bild zeigte sich auch im
Nahrungsmittelbereich. Bei deutlich besserer Umsatzent-
wicklung konnten hier jedoch die Lagerbestände nicht re-
duziert werden. Die Bestell- und Beschäftigtenpläne fielen
nicht mehr so restriktiv aus. Die Verkaufspreise dürften wei-
terhin steigen. Im Produktionsverbindungshandel ist der
Geschäftsklimaindikator aufgrund wesentlich günstiger be-
werteten Geschäftslage sowie der verringerten Skepsis
bei den Erwartungen wieder in den positiven Bereich ge-
stiegen. Im Großhandel mit Kraftfahrzeugen erhöhte sich
der Geschäftsklimaindex zwar etwas, liegt jedoch aber wei-
terhin deutlich unter dem langfristigen Durchschnitt. Die Er-
wartungen an die weitere Geschäftsentwicklung besser-
ten sich merklich, jedoch ist eine große Mehrheit der Groß-
händler weiterhin pessimistisch. Bei steigenden Umsätzen
konnten die Lager etwas geräumt werden. Die Verkaufs-
preise sind weiter unter Druck, und die Bestelltätigkeit bleibt
restriktiv ausgerichtet.

Der Geschäftsklimaindikator für den Einzelhandel ist im Mai
geringfügig gestiegen. Die Einzelhändler waren mit ihrer ak-
tuellen Geschäftslage etwas zufriedener als im Vormonat.
Auch die Skepsis bezüglich des zukünftigen Geschäftsver-
laufs hat sich verringert. Die Bestellpläne der Befragungs-
teilnehmer fielen weiterhin restriktiv aus. Dieser Anstieg ist
vor allem auf die Einzelhandelssparten zurückzuführen, die
von der sich bessernden Geschäftslage profitieren. So stieg
das Geschäftsklima in den Bereichen Textilien und Beklei-
dung, Bau- und Heimwerkerbedarf, Blumen, Fahrräder,
Sport und Campingartikel. Insbesondere die Lageeinschät-
zungen verbesserten sich in diesen Bereichen. Zudem hell-
ten sich die in der Vergangenheit pessimistischen Erwar-
tungen wieder deutlich auf. Das Geschäftsklima im Nah-
rungs- und Genussmittelbereich sank deutlich. Dies ist ins-
besondere auf eine Verschlechterung der Lageurteile zu-
rückzuführen. Auch die Erwartungen wurden leicht zurück-
genommen, verblieben jedoch deutlich im positiven Bereich.
Ein Grund waren sinkende Umsätze. Da die Lagerbestän-
de auf den höchsten Stand seit mehr als einem Jahr ge-
stiegen sind, soll die expansive Bestelltätigkeit deutlich zu-
rückgefahren werden. Im Kfz-Einzelhandel hat sich das Ge-
schäftsklima im Mai merklich aufgehellt. Die Lageurteile fie-
len deutlich besser aus als im Vormonat, die Aussichten für

die nahe Zukunft waren nicht mehr ganz so pessimistisch.
Die Order- und die Personalpläne beinhalten aber weitere
Kürzungen.

Der ifo Geschäftsklimaindikator für das Dienstleistungsge-
werbe Deutschlands ist nach dem deutlichen Rückgang
im Vormonat wieder gestiegen. Die befragten Dienstleister
sind merklich zufriedener mit ihrer aktuellen Geschäftslage.
Die Erwartungen an den weiteren Geschäftsverlauf sind na-
hezu unverändert leicht positiv. Die Unternehmen berichte-
ten von einer deutlich anziehenden Nachfrage und emp-
fanden ihre Auftragsbestände als nicht mehr ganz so klein
wie zuletzt. Die Beschäftigtenpläne bleiben weiterhin ex-
pansiv. Der Spielraum für Preiserhöhungen wurde nach wie
vor als groß gesehen. Im Transportwesen hat sich das Ge-
schäftsklima abermals eingetrübt. Zwar ist die Beurteilung
der aktuellen Situation etwas positiver ausgefallen. Allerdings
waren die Firmen nicht mehr zuversichtlich hinsichtlich der
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weiteren Geschäftsentwicklung. Im Bereich Touristik hat sich
das Geschäftsklima bei den Reisebüros und Reiseveran-
staltern spürbar abgekühlt. Dies war der dritte Rückgang in
Folge. Während die Urteile zur Geschäftslage deutlich nach-
gaben, hellten sich die Erwartungen etwas auf. Trotzdem
ist weiterhin mit Einstellungen zu rechnen. Nach einem star-
ken Rückgang im Vormonat hat sich das Geschäftsklima
im Bereich Datenverarbeitung im Mai etwas erholt, lag aber
immer noch klar unter seinem langjährigen Durchschnitt. Die
befragten Dienstleister waren deutlich zufriedener mit ihrer
derzeitigen Geschäftslage, nahmen jedoch ihre Erwartun-
gen an den weiteren Geschäftsverlauf etwas zurück. Im Gast-
gewerbe zeigte sich der Klimaindikator unverändert zum Vor-
monat. Den günstiger ausgefallenen Urteilen zur Ge-
schäftslage standen weniger günstige Urteile zu den Ge-
schäftserwartungen gegenüber.
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